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Nachdem die Faschisten sich auch 
Frankfurt/M. für den 1. Mai als Auf¬ 
marschgebiet ausgesucht hatten, 
stellte dort der DGB seine Maikund¬ 
gebung unter das Motto „Kein Neona¬ 
ziaufmarsch - gegen Hass und Ge¬ 
walt“. Als offizieller Kundgebungs¬ 
rednerwurde neben dem Frankfurter. 
DGB-Vorsitzenden Harald Fiedler und 


„Den Nazis keinen 
Fußbreit Boden!“ 

Peter Gingold bei der 
DGB-1 .Mai-Kundgebung in 
Frankfurt/Main 



Peter Gingold auf der Kundgebungs-Bühne mit jungen Gewerkschafterinnen. 


dem Bundesvorsitzenden der IG Bau- 
en-Agrar-Umwelt(IG BAU), Klaus Wie¬ 
sehügel, unser VVN-BdA-Bundes- 
sprecher Peter Gingold, ehemaliger 
Widerstandskämpfer und Holocaust- 
Überlebender, eingeladen. Wir doku¬ 
mentieren seine Rede: 

I ch gehöre zu denen, die knapp nur mit 
viel Glückder Nazihölle entronnen sind. 
Hinterunsein Meer von BlutundTränen. 
Überlebt haben wir mit dem einzigen 
Vorsatz: Nie wieder Faschismus, nie 
wieder Krieg! Wer hätte sich das damals 
1945 vorstellen können: In diesem Land 
jemals wieder Naziaufmärsche, Rassis¬ 


mus, Antisemitismus, rassistische Ge¬ 
walt? Und das noch in schrecklichem Aus¬ 
maß! Oft werde ich gefragt, was da ein 
Überlebender empfinde. Es wäre für uns 
eine Sache der hoffnungslosen Verzweif¬ 
lung, würden wir doch nicht auch kraftvol¬ 
le Gegenaktionen erleben, breite Bünd¬ 
nisse gegen das Zusammenrotten von 
Neonazis, diesen 1 .Mai, den der DGB ins 
Zeichen gegen Naziaufmärsche und ras¬ 
sistische Gewalt stellte. 

Darum seid herzlich gegrüßt zum I.Mai, 
den wir durch „Deutschland den Deut¬ 
schen, Ausländer raus!“ völkisch rülpsen¬ 


de, glatzköpfige Brüllaffen nicht schän¬ 
den lassen! 

Ich muss heute an den ersten 1 .Mai 1933 
denken, als unsere Gewerkschaftsju¬ 
gendgruppe, der ich seit meinem 14.Le- 
bensjahrangehörte, illegal diesen Tag im 
Stadtwald beging . Am Tag darauf, am 
2.Mai, stürmte die SA unser Gewerk¬ 
schaftshaus in der Wilhelm-Leuschner- 
Straße. Einer Kollegin gelang es, Mit¬ 
gliedskartei und Kasse zu retten. 

Die KPD bereits verboten, Tausende ih¬ 
rer Mitglieder in Gefängnissen, im KZ, 
jetzt die Gewerkschaften zerschlagen, 
bald darauf war die SPD verboten. Die 
Arbeiterbewegung nun zerschmettert, das 
entscheidende Hindernis auf dem Wege 
zum Zweiten Weltkrieg beseitigt, zum 
zweiten Versuch des Griffs nach der Welt¬ 
macht, der im Ersten Weltkrieg geschei¬ 
tert war. Dies mit blutigem Terror zu erle¬ 
digen, dafür brachten sie den Faschis¬ 
mus an die Macht, die Krupps, Siemens, 
IG-Farben, Thyssen, die Großbanken und 
Junker. 

Ich habe erlebt, wie die Weimarer Repu¬ 
blik unterging, wie der Faschismus an die 
Macht kam, was das heißt: der Faschis¬ 
mus an der Macht. Wie es anfing und wie 
es endete - mit Tod und Blut, mit Unter¬ 
gang, Verwüstung, Vernichtung, mit 
furchtbarem Sterben in der Feuerwalze 
des Krieges. Ich weiß, wovon ich spre¬ 
che. Zuerst waren sie eine Splittergrup¬ 
pe, nicht ernst genommen, als Spinner 
verlacht. 

Fortsetzung auf Seite 3 



Beifall für Peter Gingold: DGB-Vorsitzender Harald Fiedler (links) und IG 
BAU-Vorsitzender Klaus Wiesehügel (rechts). Fotos: Manfred Laus 
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VVN-BdA - Aktivitäten 


I m Februar und April befasste sich der 
Bundesausschuss mit aktuellen politi¬ 
schen Entwicklungen und Aufgaben so¬ 
wie mit Fragen der Perspektive unserer 
Organisation. 

I Aus der Bundes¬ 
organisation 

NPD-Verbot 

Das NPD-Verbotsverfahren wurde in der 
Februar-Sitzung erörtert. Mit Nachdruck 
wurde gefordert, das Verbot und die Auf¬ 
lösung aller neofaschistischen Organisa¬ 
tionen weiter zu betreiben. Der V-Leute- 
Skandal dürfe davon nicht ablenken. 

Antikriegspolitik 

„Unsere Rolle in der Antikriegspolitik“ 
wurde ausführlich behandelt. Zurückge¬ 
wiesen wurde dabei der Versuch, die 
heutigen militärischen Interventionen 
damit zu rechtfertigen, dass auch der 
deutsche Faschismus nur militärisch ge¬ 
schlagen werden konnte. Diese Argu¬ 
mentation missachtet die Tatsache, dass 
der Anti-Hitler-Krieg kein Angriffskrieg, 
sondern ein Verteidigungskrieg als Re¬ 
aktion auf die deutschen Überfälle und 
Angriffskriege war. Gleichsetzungen mit 
heutigen Angriffshandlungen und Inter¬ 
ventionen sind deshalb ebenso unzuläs¬ 
sig wie andere Versuche, antifaschisti¬ 
sche Positionen zur Rechtfertigung einer 
Kriegspolitik heranzuziehen. 

Der BA rief zur Unterstützung der Oster¬ 
märsche und andererfriedenspolitischen 
Aktivitäten auf. 

Politikbilanz 

Zur aktuellen politischen Situation gab 
es in der April-Sitzung einen Überblick. 
Dabei wurde wachsender Unmut über 
die Regierungspolitik, aber auch über 
Korruptionsskandale, Wahlkampfrituale 
und Rechtspopulismus konstatiert. Eine 
aus antifaschistischer Sicht erstellte Bi¬ 
lanz der Regierungspolitik erbrachte ein 
deprimierendes Ergebnis. Der ausgeblie¬ 
bene Politikwechsel, die Nichteinhaltung 
von Versprechen und Ankündigungen, 
Halbheiten oder gar die Umkehrung von 
Zielangaben (siehe: Kriegspolitik statt 
Friedenspolitik) markieren die negative 
Bilanz. (Siehe dazu auch Beiträge an 
anderer Stelle dieser Ausgabe). 

Gegen rechts 

Die VVN-BdA wird auch im Bundestags¬ 
wahlkampf gegen die Kandidatur und 
Wahl neofaschistischer und rechtsextre¬ 
mer Parteien auftreten. Vorgesehen ist 
eine Neuauflage unserer Forderung „Kei¬ 
ne Rechten in die Parlamente!“. Darüber 
hinaus wird die VVN für antifaschistische 
Positionen und für eine Stärkung der au¬ 
ßerparlamentarischen Kräfte werben. 

Nahostkonflikt 

Eingehend diskutierte der Bundesaus¬ 
schuss im April über antifaschistische 


Gemeinsam gegen Rassismus und Faschismus 
Bundeskongress der VVN-BdA 
3. bis 5. Oktober 2002 in Berlin 

Der Bundeskongress der VVN-BdA, der sich mit der Verschmelzung mit unserem 
ostdeutschen Partnerverband VVdN-BdA beschäftigen wird, beginnt am 3. Okto¬ 
ber 2002 um 14.00 Uhr im Berliner Hotel Amon (Weißenseer Weg 51/52). Fortge¬ 
setzt wird der Kongress am 4. 10. 2002 von 9.00 - 12.30 Uhr. 

Parallel dazu tagt der Bundeskongress des VVdN-BdA - ebenfalls im Hotel Amon. 
Wenn beide Verbände einen gleichlautenden Beschluss zur Verschmelzung fas¬ 
sen, wird der Kongress um 14.00 Uhr gemeinsam fortgesetzt und endet am 5. 
Oktober gegen 13.00 Uhr. 

Der Delegiertenschlüssel, der mit unseren ostdeutschen Partnern abgestimmt 
wurde, beträgt eine/n Delegierte/n je angefangene 60 Mitglieder. (Ausschlagge¬ 
bend ist die Anzahl der abgerechneten Mitglieder am 31.12.2001.) Delegiertenmel- 
dung bis spätestens 22. Juli 2002 

Der Delegiertenbeitrag beträgt 75,00 Euro. 

Antragsschluss: 27. Juli 2002 

Der Bundeskongress der VVN-BdA ist mitgliederöffentlich. 

Eine detaillierte Tagesordnung geht den Kreisvereinigungen bis Ende Mai zu. 


Positionen zum Nahostkonflikt. Dabei 
wurde betont, dass gerade die VVN als 
Vereinigung von Nazi-Opfern, Wider¬ 
standskämpfern und Überlebenden des 
Holocaust zu wohlüberlegten und diffe¬ 
renzierenden Äu ßerungen verpflichtet ist, 
die auf die Interessen und Empfindungen 
der Betroffenen Rücksicht nehmen. We¬ 
gen der Unmöglichkeit, unterschiedliche 
Positionen einfach zusammenzufassen, 
verzichtete der BA auf eine öffentliche 
Beurteilung der israelischen Politik. 

Eindeutig wandte sich der BA jedoch 
gegen den Einsatz deutscher Soldaten 
im Nahostkonflikt. Der BA forderte die 
sofortige Beendigung des Krieges als 
Voraussetzung für eine friedliche Lösung 
auf der Grundlage der UNO-Beschlüsse. 
Von der Bundesregierung verlangte er 
entsprechende friedenspolitische An¬ 
strengungen. Der BA unterstrich das Exis¬ 
tenzrecht Israels und sprach sich gleich¬ 
zeitig für einen palästinensischen Staat 
aus. Dies alles wurde auch als Stellung¬ 
nahme veröffentlicht. Eine Zusammen¬ 
fassung der übrigen Diskussionspunkte 
wurde als Beitrag zur verbandsinternen 
Diskussion den Landesvereinigungen zur 
Kenntnis gegeben. 

Rolle der Organisation 

Die Kraft der Organisation spielt bei der 
Unterstützung aller Aktivitäten eine wich¬ 
tige Rolle. Fortbestand und Stärkung der 
Organisation sind deshalb von Bedeu¬ 
tung. Im Bundesausschuss wurden 
nochmals Vorschläge und Anregungen 
zur Verbesserung der Finanzsituation 
erörtert. Mit der Bitte um Behandlung 
wurden sie auch den Landesvereinigun¬ 
gen zugestellt. 

Zur Unterstützung der Mitglieder- und 
Spendenwerbung sollen ein neues Wer- 
be-Faltblatt erstellt sowie ein Spenden¬ 
aufruf initiiert werden. 


Zum Zusammenschluss 

Der Bundesausschuss befasste sich so¬ 
wohl im Februar als auch im April einge¬ 
hend mit den für den Zusammenschluss 
von VVN-BdA und VVdN-BdA erforderli¬ 
chen Regelungen und Entwicklungen. 
Dabei wurden auch Schwierigkeiten und 
Bedenken angesprochen, gleichzeitig 
aber betont, dass beide Seiten an den 
erzielten Kompromissen festhalten soll¬ 
ten, um den Zusammenschluss endlich 
herbeizuführen. Wie in früheren Sitzun¬ 
gen bereits die gemeinsame Program¬ 
matische Erklärung und der Satzungs¬ 
entwurf wurde auch die Themen-Vorlage 
für den Verschmelzungsvertrag, in dem 
die wichtigsten Regelungen für den Zu¬ 
sammenschluss und den Start der ge¬ 
meinsamen Organisationen benannt sind, 
vom Bundesausschuss als Arbeits- und 
Diskussionsgrundlage einstimmig gebil¬ 
ligt. 

Bundeskongress 

Schließlich hatte sich der BA auch mit 
den notwendigen Vorbereitungen zum 
VVN-Bundeskongress zu befassen, der 
im Oktober in Berlin stattfindet. P.C.Walther 
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Polizei stoppt Aufmarschvon NeonSls 
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Beispielhafte Nazi-Verhinderungs-Aktion 


E inen ihrer provokativen Aufmärsche 
am 1 .Mai planten Neonazis auch in 
Frankfurt am Main. Doch dort gelang 
er ihnen nicht. Gegendemonstratio¬ 
nen, Straßenblockaden und polizeili¬ 
che Maßnahmen verhinderten den 
Nazi-Aufmarsch. 

Die Polizei kontrollierte penibel jeden 
einzelnen Neonazi. Das führte dazu, 
dass die Neonazis stundenlang warten 
mussten. Als sie dennoch mit Gewalt 
versuchten, loszumarschieren, wurde 
das von der Polizei unterbunden. 

Schon vor dem Eintreffen der Neona¬ 
zis hatten Bürger und Antifaschisten 
die Straße blockiert, durch die Neona¬ 
zis marschieren wollten. Zu den Blo- 
ckierern gehörten Jung und Alt, örtli¬ 
che Politiker und Kirchengemeindemit¬ 
glieder. 

Vorausgegangen war der gesamten 
Verhinderungsaktion Gespräche zwi¬ 
schen allen Beteiligten: eine beispiel¬ 
hafte Bündnisarbeit zwischen den Anti- 
Nazi-Gruppierungen, Gewerkschaf¬ 
tern, Parteienvertretern und Autono¬ 
men. Auch mit der Polizei wurde ge¬ 


sprochen. Kommunale Abgeordnete 
traten als Beobachter auf. 

Die Polizeiführung zeigte an diesem 
Tag, dass es auch anders geht: Die 
Straße wurde nicht für Neonazis ge¬ 
räumt. Stattdessen setzte die Polizei 
den Neofaschisten Grenzen. Zu die¬ 
sem Ergebnis beigetragen hat vor al¬ 
lem das entschlossene Auftreten des 
breiten Bündnisses, zu dessen Kern 
die örtliche Anti-Nazi-Koordination, 
Antifa, Autonome und Gewerkschafter 
gehörten. 

Im Vorfeld der Frankfurter Demo gab 
es allerdings auch andere Vorhaben: 
Das hessische Innenministerium plan¬ 
te “vorbeugende” Festnahmen von “po¬ 
lizeibekannten linken Demonstranten”, 
von Antifaschisten also, - und nur ein 
richterliches Veto verhinderte das. 

Außerdem verhielt sich die Polizei vier 
Tage später, als Neonazi-Anführer 
Worch erneut eine Demo probierte, 
wiederum anders: Sie bahnte Worch 
den Weg zum Kundgebungsplatz der 
Nazis, den sie gegenüber Antifaschis¬ 
ten abriegelte. 


Fortsetzung von Seite 1: 

Den Nazis keinen Fußbreit... 

Als ich 1930 meine Schule beendete, 
eine Lehrstelle suchte, mit mir Zehntaus¬ 
ende Schulentlassene keine finden konn¬ 
ten, eine riesige Arbeitslosigkeit von bald 
sechs Millionen, die Bauern, Handwer¬ 
ker, kleinen Geschäftsleute ruiniert. Not 
und Elend überall, auch in meiner Fami¬ 
lie. Das war die Stunde des Faschismus, 
da fielen Millionen Wähler auf die Schein¬ 
lösungen der Rattenfänger herein. Für 
alles Elend und Übel gab es einen Sün¬ 
denbock. Der Jude ist an allem schuld, 
der Jude ist unser Unglück. Heute ist der 
Ausländer, der Asylant in dieser Sünden¬ 
bockfunktion. 

Elf Millionen wählten Hitler, dann war ei¬ 
ner Massenmörderbande die Regierungs¬ 
gewalt übertragen. Worauf ein Regime 
errichtet wurde als das größte staatlich 
organisierte Verbrechertum gegen Frie¬ 
den und Menschlichkeit. Dann wurde den 
Deutschen der Rassenwahn beigebracht, 
sein Blut sei wertvoller als das der ande¬ 
ren, so dass jeder Dorftrottel stolz sein 
konnte, ein Deutscher zu sein. Dann hat¬ 
te der Deutsche zu lernen, Menschen so 
genannten minderwertigen Blutes mitleid¬ 
los zu quälen, zu foltern, zu versklaven, 
zu töten, zu morden, sich verbrecherisch 
gegenüber anderen Völkern zu verhal¬ 
ten, als das natürliche Vorrecht einer Eli¬ 
terasse. 

Schließlich war eine Nation mit ganz nor¬ 
malen Menschen imstande, sechs Millio¬ 
nenjuden, eine halbe Million Sinti-Roma, 
Zigeuner genannt, Millionen der slawi¬ 
schen Völker zu ermorden, meist sogar 
ohne Haß, ohne Lust, einfach gnadenlos 
auszutilgen wie Ungeziefer, als nationale 
Pflicht, sie vom Erdboden verschwinden 
zu lassen. 

Mein zweijähriges Kind rettete ich vor der 
Vernichtung als ich es verstecken konn¬ 
te. Fast meine gesamte Verwandtschaft 
wurde ausgerottet. Alle hohen Werte der 
deutschen Dichter und Philosophen, des 
Wahren, Schönen, Guten, sind an Aus¬ 
chwitz zerschellt. 

Aber dann gingen auch Millionen Deut¬ 
sche in den Tod, in die Schlachtfelder bis 
nach Stalingrad getrieben. “Heute gehört 
uns Deutschland, morgen die ganze Welt, 
wenn sie auch in Scherben fällt.” Mir klingt 
es heute noch in den Ohren. In Scherben 
die Städte, die schöne Frankfurter Alt¬ 
stadt, dieser Römerberg, als ich 1945 hier 
war: ein einziger Scherbenhaufen. 
Darunter Tausende verbrannt, zerfetzt, 
erstickt. 

Die Nazis haben zu viel an Not und Tod, 
an Verwüstung und Vernichtung, an KZ- 
Qualen, an millionenfachem Mord her¬ 
vorgebracht, als dass sie je wieder auf- 
kommen dürfen! Vergesst nie unsere bit¬ 
tere Erfahrung! Sie kamen nicht an die 
Macht, weil sie stärker waren als ihre 
Gegner. Wir waren stärker. Nie, nie hätte 


dieser 30.Januar 1933 stattfinden kön¬ 
nen, wenn alle Gegner sich rechtzeitig 
zusammen gefunden hätten, trotz unter¬ 
schiedlicher weltanschaulicher, politi¬ 
scher Richtung. Was hätten wir uns alles 
ersparen können. 

Dass meine Elterngeneration es nicht 
verhinderte, dafür gibt es für sie nur eine 
einzige Entschuldigung: Sie hatten nicht 
die Erfahrung, was es bedeutet: der Fa¬ 
schismus an der Macht. Diese Entschul¬ 
digung gilt nicht mehr für alle nachkom¬ 
menden Generationen. Heute haben wir 
die Erfahrung, heute muss jeder wissen, 


was Faschismus bedeutet. Jedes Ver¬ 
harmlosen der Neonazis ist eine Miss¬ 
achtung der Erfahrung der Geschichte. 
Darum wurde ja das Faschismusverbot 
im Grundgesetz verankert. Nach Artikel 
139 sind Naziorganisation und die Ver¬ 
breitung von nazistischem Gedankengut 
verboten. Demnach sind alle neofaschis¬ 
tischen Parteien, NPD, DVU, REP illegal. 

Faschismusverbot für alle ihre Organisa¬ 
tionen und Publikationen! Auf die Verfas¬ 
sung sind sie doch vereidigt, die Minister, 

Fortsetzung auf Seite 4 









Zusammenschluss von VVN-BdA und VVdN-BdA 
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Auf dem Weg zu einem 
Verband: die Stationen 



Fortsetzung von Seite 3: 

Den Nazis keinen 
Fußbreit... 

die Richter, die Polizei, die zulassen, dass 
Nazis von der Polizei geschützt aufmar¬ 
schieren, sich sogar zur Wahl stellen kön¬ 
nen. Ein zum Himmel schreiender skan¬ 
dalöser Verfassungsbruch! Ich erinnere 
mich an den sozialdemokratischen Frank¬ 
furter Polizeipräsident vor 1933, der mit 
dem gleichen Demokratieverständnis die 
SA aufmarschieren ließ. Jahre darauf 
wurde er von der gleichen SA im KZ er¬ 
mordet. Schluss mit einer Politik, die Na¬ 
zis ermuntert und fördert, die ihnen Signa¬ 
le, Steilvorlagen liefern, die sie dann mit 
rassistischer Gewalt exekutieren. Zum Bei¬ 
spiel die unselige Asyldebatte, über das 
Zuwanderungsgesetz... Das Ausländer¬ 
problem wird so hochgekocht, als hinge 
hiervon das ganze Schicksal der deut¬ 
schen Nation ab, ihr Wohl und Weh. Der 
Bundeswahlkampf ist längst damit im 
Gange. Um Wahlstimmen geht es auf 
Kosten der Ärmsten, der Hilfsbedürftigs¬ 
ten. Welch ein Auftrieb für die Nazis! Wahr 
ist: Noch nie in der ganzen deutschen 
Geschichte hat je Einwanderung in unse¬ 
rem Land Not und Elend gebracht. Immer 
brachten Not und Elend Rüstung, Kriegs¬ 
politik und Krieg! 

Eine bodenlose Gemeinheit ist es, Linke 
mit Rechten gleichzusetzen. Wenn vom 
Rechtsextremismus die Rede ist, dann 
auch vom Linksextremismus. Wie oft hö¬ 
ren wir, die Gewalt geht sozusagen von 
Rechts und Links gleichermaßen aus. Das 
ist die schlimmste Art, den Neonazismus 
zu verharmlosen! Haben denn je die so 
genannten Linksextremisten Asylheime in 
Brand gesetzt, jemals undeutsch Ausse¬ 
hende gejagt, gehetzt, geschlagen und 
totgeschlagen?! Im Gegenteil: Sie schüt¬ 
zen sie, sie bringen Zivilcourage auf, sich 
den neonazistischen, rassistischen Ge¬ 
walttätern entgegenzustellen. Sie bedurf¬ 
ten nicht des Aufrufes, Zivilcourage zu 
zeigen. Diese haben sie schon immer 
gezeigt. Es ist die bösartigste Nieder¬ 
tracht, sie mit Nazis auf einer Stufe zu 
stellen! 

Noch zu einem Argument, das den Neofa¬ 
schismus in diesem Lande schlimm ver¬ 
niedlicht: Neonazismus, Rassismus, An¬ 
tisemitismus gibt es auch in anderen Län¬ 
dern. Le Pen in Frankreich, Berlusconi in 
Italien, in Belgien, in England, in den USA 
usw. Wohl wahr! Aber es ist doch ein 
gewaltiger Unterschied, wenn so etwas in 
diesem Land stattfindet. Denn hier riecht 
es nach Gas! Auschwitz gab es doch nicht 
irgendwann, vielleicht in der Steinzeit, oder 
irgendwo, vielleicht in Zentralafrika? Nein 
hier in jüngster deutscher Geschichte gab 
es Auschwitz! Hier müsste es beim leises¬ 
ten Anzeichen von Neonazismus, Rassis¬ 
mus, Antisemitismus einen millionenstim¬ 
migen Aufschrei geben: Wir lassen es 
nicht mehr zu! Die Geschichte diktiert es! 
Darum den Neonazis in unserer Stadt und 
nirgendwo keinen Fußbreit Boden! 


A m Anfang des Weges zum Zusam¬ 
menschluss der westdeutschen 
VVN-BdA und des ostdeutschen VVdN- 
BdA stand die Willenserklärung beider 
Verbände: Wir wollen uns zusammen¬ 
schließen, weil wir zusammen gehören 
und unsere Kräfte damit bündeln kön¬ 
nen. Das führt zu einer Stärkung der 
antifaschistischen Kräfte und gibt uns 
bessere Perspektiven für die antifaschis¬ 
tische Arbeit. 

In der Folgezeit fanden mehrere gemein¬ 
same Diskussionen statt. Das Ergebnis 
war eine gemeinsame Grundsatzerklä¬ 
rung (Programmatische Erklärung), die 
die übereinstimmenden Auffassungen 
über Aufgaben und Ziele der antifaschis¬ 
tischen Arbeit benennt. 

Eine mindestens ebenso so wichtige 
Rolle für den Weg zum Zusammen¬ 
schluss spielt die bereits seit Jahren 
praktizierte Zusammenarbeit auf vielen 
Gebieten und zu vielen Anlässen. 

Nach der Erarbeitung der gemeinsamen 
Programmatischen Erklärung haben wir 


D ie gesetzliche Grundlage für die Fu¬ 
sion von VVN-BdA und VVdN-BdA 
ist das Umwandlungsgesetz (UmwG) 
vom 28.10.1994. Es ermöglicht den Zu¬ 
sammenschluss zweier rechtsfähigen 
Vereineohnederen Liquidation. Der Ver¬ 
schmelzungsvertrag ist die in diesem 
Gesetz vorgeschriebene Grundlage zur 
Fusion der beiden Vereinigungen. Ihm 
müssen die Delegierten der Bundeskon¬ 
ferenzen beider Verbände - wortgleichl 
- mit Dreiviertel-Mehrheit zustimmen. 

Im Verschmelzungsvertrag werden Art 
und Weise des Zusammenschlusses so¬ 
wie notwendige Vereinbarungen für den 
Beginn der Arbeit dergemeinsamen Bun¬ 
desvereinigung geregelt. Beide Verbän¬ 
de wollen einen Zusammenschluss „auf 
gleicher Augenhöhe“, also keinen Bei¬ 
tritt oder Anschluss. 

Keine Seite soll die andere Seite domi¬ 
nieren können. Deshalb haben wir uns 
sowohl für den Entwurf der gemeinsa¬ 
men Satzung als auch für die Regelun¬ 
gen im Verschmelzungsvertrag um ge¬ 
meinsam tragfähige Vereinbarungen be¬ 
müht. 

Dazu gehören das vereinbarte Konsens¬ 
prinzip und dass Beschlüsse in den Bun¬ 
desgremien (Bundesausschuss und Ge¬ 
schäftsführender Vorstand) mit Dreivier¬ 
telmehrheit gefasst werden. 


dann damit begonnen, uns mit den not¬ 
wendigen organisatorischen Vorausset¬ 
zungen zu befassen. Eine besonders in¬ 
tensive Diskussion führte zum gemeinsa¬ 
men Entwurf der für die gemeinsame Or¬ 
ganisation erforderlichen Satzung (siehe 
„ar“ Nr. 49). 

Juristisch erforderlich ist ein Verschmel¬ 
zungsvertrag. Auch dafür gibt es inzwi¬ 
schen ein Konzept. 

Beide - Satzung und Verschmelzungs¬ 
vertrag - müssen im Wortlaut voll über¬ 
einstimmend von den noch getrennt ta¬ 
genden Bundeskonferenzen beider Ver¬ 
bände mit Dreiviertelmehrheit bestätigt 
werden. 

Daraufhin können dann die Delegierten 
beider Verbände zusammen tagen und 
die gemeinsame Organisation aus der 
Taufe heben. 

Auf diesem Wege sind wir nunmehr. Alle 
Beteiligten haben sich große Mühe gege¬ 
ben, die erforderlichen Grundlagen und 
Voraussetzungen zu schaffen. 


Für den Verschmelzungsvertrag gilt das¬ 
selbe, was bereits im Zusammenhang mit 
dem Satzungsentwurf festgestellt wurde: 

Dass ein solcher Art austariertes Kompro¬ 
miss-Papier nach gründlicher Prüfung und 
Bewertung durch die Mitglieder einer sehr 
pfleglichen Behandlung bedarf. Grundle¬ 
gende Veränderungen, die auf den Kom¬ 
promisscharakter keine Rücksicht neh¬ 
men, könnten das mühevoll errichtete 
Gebäude zum Einsturz bringen. 

Rücksichtnahme aufeinander ist notwen¬ 
dig. Im Vordergrund stehen sollen unsere 
gemeinsamen Interessen und Ziele, wie 
wir sie einmütig in unserer gemeinsamen 
Programmatischen Erklärung (siehe „ar“ 
Nr. 47) niedergeschrieben haben. 

Und auch dies möchte ich wiederholen: 
Wenn wir erst einmal mit der neuen ge¬ 
meinsamen Organisation gestartet sind, 
werden wir in der gemeinsamen Arbeit 
sehr bald zusammenwachsen. 

Dann wird manches organisatorische 
Detail, das uns heute noch allzu sehr 
beschäftigt hat, sich bald als problemlos 
herausstellen, weil wir zusammen gehö¬ 
ren, eine gemeinsame Organisation ha¬ 
ben und am gemeinsamen Strang ziehen. 
Für die antifaschistische Arbeit bedeutet 
das eine wesentliche Stärkung. 

P.C.Walther 


I Die Bedeutung des 
Verschmelzungsvertrages 
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Der Verschmelzungsvertrag 

Kurzfassung des Entwurfs in Punkten 


• Der Verschmelzungsvertrag, dessen 
Hauptbestandteil die Satzung der ge¬ 
meinsamen Organisation ist, bedarf der 
Zustimmung von drei Vierteln der Dele¬ 
gierten. 

• Je angefangene 60 Mitglieder entsen¬ 
den die Kreisvereinigungen bzw. Basis¬ 
organisationen der Mitgliedsverbände je 
eine/n Delegierte/n. 

• In den Bundesausschuss entsenden 
die Landesvereinigungen bzw. Mitglieds¬ 
organisationen bis zu 300 Mitglieder eine/ 
n, bis 1000 zwei, über 1000 Mitglieder 
drei Vertreter/innen (alternativ: bis zu 
500 Mitglieder eine/n, über 500 Mitglie¬ 
der zwei). Korporative Mitglieder haben 
einen Sitz. 

• Existieren in einem Bundesland zwei 
oder mehrere Mitgliedsorganisationen, 
werden die Mitgliederzahlen addiert; die 
sich daraus ergebende Zahl der Sitze im 
BA wird aus Gründen einer regionalen 
Gleichmäßigkeit nicht überschritten. 

• Für die erste Wahlperiode wird verein¬ 
bart, dass das nach § 13 der neuen 
Satzung zu wählende Bundes-Gremium 
(Sprecherkreis bzw. Geschäftsführender 
Vorstand) auch wegen des Inhalts seiner 
Tätigkeit, nämlich die Geschäfte der Bun¬ 
desvereinigung zu führen, „Geschäfts¬ 
führender Vorstand“ genannt wird. 


D er deutsche Bundestag soll am 22. 

September 2002 neu gewählt wer¬ 
den. So schreibt es zumindest das Grund¬ 
gesetz vor. Von Bürgern allerdings, die 
zur es zur Wahlurne drängt, ist wenig zu 
spüren. Viele hatten sich von der SPD- 
Grünen-Regierung allerlei erhofft; nun sind 
sie enttäuscht von der insgesamt nicht 
zufriedenstellenden Bilanz. Gleichgültig¬ 
keit macht sich breit, Unlust, Politikver¬ 
drossenheit—die geringe Wahlbeteiligung 
am 21. April in Sachsen-Anhalt war dafür 
ein Signal. Nicht wenige sind unschlüssig, 
ratlos oder stehen sogar in der Gefahr, 
populistischen Parolen zum Opfer zu fal¬ 
len. 

Was haben vier Jahr “Rot-Grün” gebracht? 
Ganz zu Anfang einige Schnellschüsse, 
mit denen soziale Grausamkeiten der 
Vorgängerregierung korrigiert wurden. 
Dann folgte ein “gerader Zickzack-Kurs” 
der Halbheiten, euphemistisch als “Politik 
der ruhigen Hand” bezeichnet, mit der die 
Markt- und Machtmechanismen nicht an¬ 
getastet wurden. Massen- und Dauerar¬ 
beitslosigkeit wurden nicht überwunden. 
Wichtige gesellschaftliche Bereiche, etwa 
Bildung und Kultur, aber auch weite Stre¬ 
cken im Gesundheits- und Sozialwesen, 


• Das Gremium besteht aus maximal 15 
(alternativ: 13 oder 11) Mitgliedern. Aus 
Gründen der Proportionalität der beiden 
fusionierenden Verbände erfolgt die Zu¬ 
sammensetzung im Verhältnis 8 (VVN) 
zu 7 (VVdN). 

• Die Mitglieder dieses Geschäftsfüh¬ 
renden Vorstandes sind die Sprecher/ 
innen. Für die erste Wahlperiode wählt 
der Geschäftsf. Vorstand zwei gleichbe¬ 
rechtigte Vorsitzende dieses Gremiums. 

• Es wird ein Konsensprinzip verein¬ 
bart: Beschlüsse im BA und im Ge¬ 
schäftsf. Vorstand werden mit Dreivier¬ 
tel-Mehrheit gefasst. 

• Bis zur angestrebten Vereinheitlichung 
der Finanz- und Beitragsordnungen gel¬ 
ten die derzeitigen Ordnungen. Zur Ge¬ 
währleistung einergleichmäßigen Finan¬ 
zierung der Arbeit der gemeinsamen 
Bundesvereinigung leisten die Landes¬ 
verbände und Mitgliedsorganisationen 
einen Beitrag, der sich auf die Zahl der 
Mitglieder bezieht. 

• Die beiden Zeitschriften „Antifa“ und 
„antifa-rundschau“ werden zusammen¬ 
geführt. 

• Auf Bundesebene bestehende Be¬ 
schäftigungsverhältnissewerdeneinver¬ 
nehmlich geregelt. 


sind weiterhin unterbelichtet. Länder und 
Kommunen sehen sich finanziell unter¬ 
versorgt. 

Nicht viel erfreulicher ist das Resümee in 
allem, was in engerem Sinne den Antifa¬ 
schismus angeht. Gewiss, endlich wurde 
die Entschädigung von Zwangsarbeiter¬ 
innen und Zwangsarbeitern gesetzlich 
geregelt; aber diese Regelung ist mehr 
als unzureichend. Gewiss, im Sommer 
2000 wurde ein “Aufstand der Anständi¬ 
gen” ausgerufen, aber doch wohl mehr, 
weil einflussreiche Kreise in Politik und 
Wirtschaft gemerkt hatten, dass Neona¬ 
zismus den Interessen des “Standorts 
Deutschland” schadet; im übrigen zeugt 
das Verhalten verantwortlicher Kräfte in 
Verwaltung, Polizei und Justiz davon, dass 
der “Aufstand der Anständigen” längst 
wieder dem Stillstand der Zuständigen 
gewichen ist. 

Gewiss, im Frühjahr2001 verabschiedete 
der Bundestag mehrheitlich einen Be¬ 
schluss “Gegen Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und 
Gewalt”, doch die wenigsten Maßnahmen 
ausdiesem Papiersindbisherverwirklicht 
worden. Die Vorgänge um das NPD-Ver- 


botsverfahren, das hier nur der Vollstän¬ 
digkeit halber erwähnt sei, zeigen deut¬ 
lich, wie eng Staatsorgane und rechtsex¬ 
treme Szene miteinanderverfilzt sind. Das 
sind großenteils die gleichen Staatsorga¬ 
ne, die nach wie vor die VVN-BdA und 
andere antifaschistische Vereinigungen 
“beobachten”und in Berichten sachunkun- 
dig analysieren, statt nach Artikel 139 des 
Grundgesetzes zu verfahren, der ihnen 
seit 1949 gebietet, die Verbreitung fa¬ 
schistischer Ideologie zu verhindern und 
nazistische Organisationen jeglicher Cou¬ 
leur aufzulösen. 

Alles in allem kann uns das Ergebnis von 
vier Jahren eines “rot-grünen” Kabinetts 
nicht befriedigen, sondern bestätigt nur: 
Ein Politikerwechsel bedeutet noch kei¬ 
nen Politikwechsel. Überhaupt: Können 
Wahlen die Politik verändern? 

Bei der gesellschaftlichen Kräftekonstel¬ 
lation, wie sie gegenwärtig in der Bundes¬ 
republik Deutschland gegeben ist, könnte 
diese Frage - um es zurückhaltend aus- 
zudrücken-wohl nursehrbedingtund mit 
Einschränkungen bejaht werden. Bei aller 
Wertschätzung der parlamentarischen 
Demokratie kommt es darauf an, die auf 
Frieden und Antifaschismus gerichteten 
außerparlamentarischen Bewegungen zu 
stärken, auch die “Bündnisse gegen 
rechts” und vergleichbare Initiativen. 

■ Keine Nazis als 
„Volksvertreter“ 

Die VVN-BdA ist nicht unparteiisch, ganz 
im Gegenteil; aber sie ist überparteilich. 
Jedes Mitglied wird selbst zu entscheiden 
wissen, bei welchen Kandidaten die Tra¬ 
ditionen des antifaschistischen Widerstan¬ 
des, die Interessen der Verfolgten des 
Naziregimes, die Sache des Kampfes 
gegen Neofaschismus und gegen andere 
Erscheinungsformen von Rechtsradikal¬ 
ismus in guten Händen sind. 

• Einig sind wir uns jedoch in dem Verlan¬ 
gen: Keine Rechten in die Parlamente! 
Unerträglich wäre, wenn Nazis die Mög¬ 
lichkeit erhielten, als “Volksvertreter” of¬ 
fen oder versteckt ihre Positionen zu pro¬ 
pagieren. 

• Und einig sind wir uns in der Forderung 
an die zu wählenden Abgeordneten, sich 
für eine antifaschistische Politik zu enga¬ 
gieren. Dazu gehört in erster Linie, sich 
stets dem Schwur der 1945 befreiten Hit¬ 
lergegner aller politischen und konfessio¬ 
nellen Richtungen verpflichtet zu wissen: 
“Die Vernichtung des Nazismus mit sei¬ 
nen Wurzeln ist unserer Losung. Der Auf¬ 
bau einer neuen Welt des friedens und der 
Freiheit ist unser Ziel.” 

Gesamtgesellschaftlich blieb dieses Ge¬ 
löbnis bis heute unerfüllt. Um so mehr gilt 
es danach zu streben, dass es in die Tat 
umgesetzt wird. Das sollte uns im Vorfeld 
des 22. September und bei der Stimmab¬ 
gabe vor Augen stehen. Gerhard Fischer 


Vor den Bundestagswahlen 
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Neofaschismus - Ausstellung 


Nazis in Opfer-Pose 

Braune Attacken gegen die Neofaschismus-Ausstellung der VVN-BdA 


V orsicht, Menschenjagd! 11 heißt es in 
einem Flugblatt, das gegenwärtig auf 
verschiedenen neofaschistischen Inter¬ 
netseiten zum Herunterladen angeboten 
wird. In Flensburg wird eine Stadtbiblio¬ 
thek mit Plakaten beklebt, die einen Da¬ 
vidsstern mit der zynischen Aufschrift 
„Nazi“ zeigen und in Ludwigslust wird 
gegen die „Kumpanei zwischen Staat und 
Antifa“ demonstriert. Auslöser für diese 
Mitleid heischenden Reaktionen ist die 
Wanderausstellung der VVN-BdA „Neo¬ 
faschismus in der Bundesrepublik 
Deutschland“. 

Die Ausstellung, die von der VVN-BdA 
mit Unterstützung der IG Metall und der 
Zeitschrift „Der Rechte Rand“ erstellt 
wurde, ist mittlerweile in mehr als 40 
Städten Deutschlands gezeigt und von 
mehr als 20.000 Menschen gesehen 
worden. In der demokratischen Öffent¬ 
lichkeit findet sie überwiegend Zustim¬ 
mung, doch die Neofaschisten verschie¬ 
dener Fraktionen reagieren zunehmend 
gereizt. 

Anfangs wurde von Funktionären der 
„Deutschen Volksunion“, dem stellver¬ 
tretenden Vorsitzenden des Bautzen-Ko¬ 
mitees und einigen Burschenschaftern 
noch mit einem juristischen Vorgehen 
gegen die Ausstellung gedroht - ohne 
den Worten allerdings Taten folgen zu 
lassen. 

In den letzten Monaten wurde der Ton 
zunehmend gereizter. „Mahnwachen“ 
wurden durchgeführt und in Ludwigslust 
(Mecklenburg-Vorpommern) mobilisier¬ 


ten die „Freien Kameradschaften“ zu ei¬ 
ner Demonstration gegen die von ihnen 
unterstellte „Kumpanei zwischen Staat 
und Antifa“. In einem über das „Aktions¬ 
büro Norddeutschland“ verbreiteten Mus¬ 
terflugblatt beklagten sich die Neonazis 
über eine angeblich gegen sie veranstal¬ 
tete „Menschenjagd 11 , und scheuten sich 
nicht, mit Falschbehauptungen und posi¬ 
tiven Bezügen auf den sonst von ihnen so 
geschmähten Verfassungsschutz zu ope¬ 
rieren. Die durchsichtige politische Mimi¬ 
kry, sich selbst als Opfer darzustellen, 
wurde ergänzt durch Aufrufe, den „Anti- 
faschos“ klar zu machen, „daß sie sich 
mit ihren Steckbriefen verkrümeln sol¬ 
len“. Ein Aufruf, der von anderen Neona¬ 
zis verstanden wurde: In Berlin-Lichten- 
berg hieß es Anfang diesen Jahres auf 
anonym verbreiteten Plakaten dann: „Aus¬ 
stellungen smashen“ und „Linke Struktu¬ 
ren unterwandern und zerschlagen“. 

„Mit einem Wisch ist alles weg“, kommen¬ 
tieren die Neonazis vom „Aktionsbüro 
Norddeutschland 11 den vorerst letzten 
Coup einer „Aktionsgruppe Plön“. Am 
ersten Februarwochenende waren Neo¬ 
nazis in die Kreisberufsschule Plön ein¬ 
gedrungen, hatten die Ausstellung „Neo¬ 
faschismus in der Bundesrepublik 
Deutschland“ entwendet und ein Beken¬ 
nerschreiben hinterlassen. Darin wird die 
VVN-BdA als „Gruppe meist jüngerer 
selbsternannter,Verfolgter 1 mit besten 
Verbindungen ins kriminelle und autono¬ 
me Milieu“ diffamiert, die mit den Ausstel¬ 
lungstafeln durch das Land „marodiere“ 
und mit „Hetz- und Lügenpropaganda“ 
öffentliche Schulen heimsuche. Die Dik¬ 


tion des Schreibens, so die Bundesspre¬ 
cherin der VVN-BdA, Cornelia Kerth, 
grenze „den Täterkreis auf die militanten 
Neonazis der Freien Nationalisten ein“. 
Sie stellte ebenso wie die Berufsschule 
einen Strafantrag. 

Doch nicht nur die Neonazis stören sich 
an der Ausstellung. Auch Rechtskonser¬ 
vative nehmen Anstoß. Sie stört beson¬ 
ders der Teil, der auf die Verantwortung 
der Mitte der Gesellschaft für Rassismus 
und Neofaschismus hinweist und sich 
nicht scheut, etablierte, honorige Politi¬ 
ker und Organisationen beim Namen zu 
nennen. Weil auf einer Tafel, die die 
„Grauzone“ zwischen Neofaschismus 
und konservativen Kräften thematisiert, 
auch die CDU-Kampagne gegen die dop¬ 
pelte Staatsbürgerschaft dargestellt wird, 
verfügte die Stadt Freiburg, dass die 
Ausstellung nur ohne diese Tafel in der 
Stadtbibliothek gezeigt werden durfte. 
Diese Zensur blieb jedoch nicht unbe¬ 
merkt und führte in der Lokalpresse zu 
heftigen Diskussionen. Eine Gymnasial¬ 
klasse wies in einem offenen Brief darauf 
hin, dass die beanstandete Tafel weder 
falsche noch diffamierende Aussagen 
enthalte und erinnerte die Stadtverwal¬ 
tung daran, dass sie „zur Wahrung der 
Meinungsfreiheit verpflichtet“ sei. 

Die VVN-BdA sieht trotz aller Angriffe 
jedenfalls, so Sprecherin Cornelia Kerth, 
keinen Anlass, von den Inhalten der Aus¬ 
stellung abzurücken. Das in Plön ge¬ 
stohlene Exemplar ist mittlerweile ersetzt 
und wird in Kürze an der dortigen Kreis¬ 
berufsschule zu sehen sein. Und auch 
das Denunzieren der VVN-BdA als Beo¬ 
bachtungsgegenstand einiger Verfas¬ 
sungsschutzämter, auf das einige eifrige 
Briefschreiber gesetzt hatten, führte für 
die Rechten nur zu kurzzeitigem Erfolg: 
Nachdem im sozialdemokratisch regier¬ 
ten Eschweiler die Ausstellung im ver¬ 
gangenen Jahr kurzfristig durch den Bür¬ 
germeister abgesagt worden war, soll sie 
nun in Kürze im Foyer des Rathauses 
präsentiert werden. Klaus Harbart 

■ NPD wählt neuen 
Bundesvorstand 

ln einem Waldgasthof im nieder¬ 
sächsischen Lutterspring fand unter dem 
Motto “Deutschland wir kommen” der 29. 
Bundesparteitag der vom Verbot bedroh¬ 
ten NPD statt. Eindeutig setzte sich der 
bisherige Parteivorsitzende Udo Voigt mit 
75% der Delegiertenstimmen gegen sei¬ 
nen Kontrahenten den früheren Parteivor¬ 
sitzenden Günter Deckert durch. Inner¬ 
parteiliche Gegner, wie der Rechtsanwalt 
Günther Eisenecker wurden „politisch 
abserviert 11 und nicht wieder in den Partei¬ 
vorstand der NPD gewählt. 



In Ludwigslust: Klaus Bärthel, der eine wichtige Rolle in den norddeutschen 
„Freien Kameradschaften“ und dem Neonaziblatt „Zentralorgan“ spielt, 
besichtigt die Ausstellung bei der Eröffnungsveranstaltung. Vorher hatten seine 
Gesinnungsgenossen per Internet zu Aktionen gegen die Ausstellung aufgerufen. 

Foto: attenzione 
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Anlässlich der Ausstellungseröffnung im VW Werk Kassel-Baunatal: (von rechts nach 
links) Renate Müller, Betriebsrätin, Gerhard Kakalick, Betriebsratsvorsitzender, Andreas 
Huhn, Vorsitzender der IG-Metall-Vertrauensleute, Ulrich Messner, erster Bevollmächtig¬ 
ter der IG Metall Nordhessen, Dr. Ulrich Schneider, Bundessprecher der VVN-BdA. 


Neofaschismus-Ausstellung bei VW 


I G Metall-Vertauensleute und Betriebs 
rat beweisen mit dieser Initiative, dass 
sie bereit sind ,Flagge zu zeigen’ gegen 
Neofaschismus, Rassismus und Intole¬ 
ranz!” Mit diesen Worten schloss VVN- 
BdA-Bundessprecher Dr. Ulrich Schnei¬ 
der seine Ansprache anlässlich der Eröff¬ 
nung der Ausstellung “Neofaschismus in 
der Bundesrepublik Deutschland” im VW- 
Werk in Kassel-Baunatal. Anfang April 
diesen Jahres wurde die Ausstellung mit 
Unterstützung von IG Metall und Betriebs¬ 
rat damit zum ersten Mal direkt in einem 
Großunternehmen gezeigt. 

In Absprache mit der Jugend- und Auszu¬ 
bildendenvertretung und der Coaching 
GmbH konnten die Informationstafeln 
bereits am 3.April auf der regulären Ju¬ 
gendversammlung, die aus Anlass der 
Ausstellung in die Stadthalle Baunatal 
verlegt wurde, gezeigt werden. In seiner 
Einführung in die Ausstellung fürdie knapp 
500 Jugendlichen unterstrich Ulrich 
Schneider die Aktualität des Themas, 
zeigte die neofaschistischen Strukturen 
in der Region auf und ging auf Möglich¬ 
keiten antifaschistischen Handelns im 
Betrieb ein. 

In Anwesenheit des Betriebsratsvorsit¬ 
zenden Gerhard Kakalick wurde die Aus¬ 
stellung am folgenden Tag in einer Kan¬ 
tine des VW-Werkes eröffnet. Gut 50 
Angehörige des Betriebsrates und der 
Vertrauenleute hörten zu, als Ulli Mess- 
mer, der erste Bevollmächtigte der IG 
Metall, die Bedeutung des aktiven Enga¬ 
gements der Gewerkschaften gegen 
Rechts unterstrich und betonte, dass 
gerade auch in den Betrieben solidari¬ 
sches Handeln gegen Rassismus und 


Fremdenfeindlichkeit notwendig sei. Auch 
bei dieser Gelegenheit führte der Spre¬ 
cher der VVN-BdA mit einem kurzen 
Referat in die Problematik der Ausstel¬ 
lung ein, wobei er unterstrich, dass gera¬ 
de im Betrieb konkrete Ansatzpunkte für 
antifaschistisches Handeln zu finden sei¬ 
en. Es gehe darum Flagge zu zeigen 
gegen Rechts - dies werde durch die 
Präsentation der Ausstellung im Betrieb 
eindrucksvoll unter Beweis gestellt. 


Wer kann helfen? 

Nachdem unser Kamerad Hans Tasch¬ 
ner, ehemaliger Dachau-Häftling, als 
Zeitzeuge und Gesprächspartner in der 
TV-Talkshow „Fliege“ eingeladen war, 
erreichten den Sender einige Anfragen 
von Nachkommen ehemaliger Gefan¬ 
gener im KZ Dachau. Der Sender leitete 
diese an HansTaschnerweiter. Vielleicht 
können „ar“-Leserinnen und-Leserwei- 
terhelfen. Wer weiß etwas über: 

Josef Gilsberger, Steinmetz, geb. 26. 
11. 1910 in München; Gefangenen- 
Nummer 1463; Einlieferungsdatum im 
KZ Dachau: 8. 5. 1933, Entlassungs¬ 
datum: 22. 7. 1937. Angeblich am 9. 
Juni 1940 an der Aisne in Frankreich 
gefallen. 

PaulusSammer, geb,. 1910 in Waging, 
1933 ins KZ Dachau verschleppt und 
ca. drei Jahre später freigelassen. 
August Dilger, vermutlich aus Stuttgart, 
am 26. 4. 1941 im KZ Dachau verstor¬ 
ben. 

Sollte jemand etwas über die genannten 
Personen wissen, bitte Nachricht an: VVN- 
BdA Bayern, Fraueniobstr. 24, 80337 Mün¬ 
chen; Tel. 089/531786, Fax: 089/53 89 464. 


A m 8.Mai hat Bundesinnenminister Otto 
Schily einen über hundert Seiten star¬ 
ken Regierungsbericht “über aktuelle und 
geplante Maßnahmen und Aktivitäten 
gegen Rechtsextremismus, Fremden¬ 
feindlichkeit, Antisemitismus und Gewalt” 


■ Otto Schily in 
Wort und Tat 


angekündigt. Dabei gab Schily eine län¬ 
gere Erklärung ab. Darin betonte der Mi¬ 
nister: “Die Bekämpfung von Rechtsext¬ 
remismus, Antisemitismus, Fremdenfeind¬ 
lichkeit und Gewalt ist eine der wichtigs¬ 
ten Aufgaben von Politik und Gesellschaft.” 

Bei der Bekämpfung des Rechtsextremis¬ 
mus dürfe man sich “nicht darauf be¬ 
schränken, erst dann zu handeln, wenn 
rechtsextremistische Gewalt auftritt. Wir 
müssen bereits im Vorfeld aktiv werden 
und ihre Entstehung verhindern.” Dazu 
gehöre auch eine entsprechende Gestal¬ 
tung der “kulturellen und sozialen Rah¬ 
menbedingungen in unserem Land”. 

Hervorgehoben wurde vom Minister die 
Bedeutung politischer Bildungsarbeit. In 
diesem Zusammenhang erklärte Schily: 
“Politische Bildung und Urteilskraft ist ohne 
Kenntnis der Geschichte nicht denkbar. 
Nur wer sich der Vergangenheit bewusst 
ist, kann eine demokratische Identität 
entwickeln. Daher müssen insbe¬ 
sondere junge Menschen über die Histo¬ 
rie aufgeklärt werden. Ein unverstellter 
Blick auf die Verbrechen des Nationalso¬ 
zialismus ist dabei gerade in der Ausein¬ 
andersetzung mit dem Rechtsextremis¬ 
mus unverzichtbar.” 

Schließlich betonte Schily, dass vor allem 
auch Menschen gebraucht würden, “die 
sich aktiv für die Werte einer offenen und 
humanen Gesellschaft einsetzen”. Diese 
regierungsamtliche Verlautbarung unter¬ 
streicht, wenn man so will, die Rolle und 
Wichtigkeit unserer antifaschistischen 
Arbeit. Organisationen wie die VVN und 
ihre Mitglieder engagieren sich seit Jahr 
und Tag für diese Ziele. Doch sie erhalten 
dabei kaum Unterstützung. Im Gegenteil. 
Antifaschistische Arbeit wird nach wie vor 
diskriminiert und behindert-zum Beispiel 
durch nachteilige Darstellungen in Ver¬ 
fassungsschutzberichten. Auch führende 
Politiker der beiden Regierungsparteien 
SPD und Grüne halten dies erklärter¬ 
maßen für unangebracht. Dennoch wird 
diese Diskriminierung antifaschistischer 
Arbeit weiter betrieben. In Otto Schilys 
eigenem Tätigkeitsbereich wird so das 
Gegenteil von dem getan, was der Minis¬ 
ter in Erklärungen von sich gibt. 

Es genügt auch nicht, rechtsextreme Ge¬ 
walt zu bekämpfen - so wichtig das ist. 
Noch wichtiger sind politische Maßnah¬ 
men und Zielorientierungen, die jedem 
Rechtsextremismus und Rassismus den 
Boden entziehen. Auch dafür setzen wir 
unsTagfürTagein. P.C.Walther 
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Nahost / Friedensbewegung 


Frieden für Israel und Palästina 

Das fehlt noch: Deutsche an die Nahost-Front 


M it der Bombardierung Jugoslawiens 
ab März 1999 ist die Welt in eine 
neue Phase der Militarisierung und der 
Kriegstendenz getreten. Krieg zu führen, 
scheint sich wieder zu lohnen. Der verbre¬ 
cherische Anschlag vom 11. September 
2001 wurde zum Anlass für ein noch ge¬ 
waltigeres Kriegsprogramm genommen; 
weltweit und hierzulande wird massiv für 
neue Kriege gerüstet. Als unmittelbare 
Folge dieser Signale gab es Auftrieb für 
militaristische Hardliner in den Konflikt¬ 
herden, wie Indien/Pakistan, Israel/Pa¬ 
lästina und Kaukasus. Während der als 
“Globalisierung”beschönigte Kapitalismus 
die Lebensgrundlagen einerwachsenden 
Zahl von Menschen zerstört, gewinnen 
weltweit nationalistische und religiöse Ein¬ 
peitscher Zulauf. Vor diesem Hintergrund 
ist es nur eine Frage der Zeit, wann die 
Gewalt in den genannten Konfliktherden 
explodiert. In Israel/Palästina ist sie ex¬ 
plodiert. 

Mit der Wahl von Ariel Sharon hat in Israel 
ein militaristischer Hardliner das Ruder 
übernommen. Auf Seiten der Palästinen¬ 
ser sieht es nicht besser aus: Hamas und 
Hisbollah gewinnen an Einfluss, Kinder 
werden zu lebenden Bomben instrumen¬ 
talisiert; linke laizistische Kräfte, die noch 
in der Intifada 1987 dominant waren, wur¬ 
den an den Rand gedrückt. Der Kampf 
maßgeblicher Kreise der Palästinenser 
richtet sich längst nicht mehr nur gegen 
die Besatzung, sondern gegen Israel selbst 
oder gar gegen alle Juden. Selbstmord¬ 
anschläge auf Zivilisten lassen keinen 
anderen Schluss zu. Jeder Bombenan¬ 
schlag auf israelische Zivilisten, jedes 
Massaker an palästinensischen Flüchtlin¬ 
gen durch das israelische Militär scheint 
die “Selffulfilling Prophecy” der jeweiligen 


Hardliner der anderen Seite zu bestäti¬ 
gen: Mit “den Israelis” respektive “Palästi¬ 
nensern” ist ein Frieden unmöglich. 

Der Ruf nach einem internationalen Ein¬ 
greifen einer starken neutralen “dritten 
Macht” - der UNO, der USA und/oder 
Europas - wird von Tag zu Tag lauter. 
Eine solche neutrale Macht gibt es jedoch 
nicht. Auch der UN-Weltsicherheitsrat ist 
diese Macht nicht. Eine Macht, die nur der 
UNO-Charta - der gesamten Charta - 
verpflichtet wäre, gibt es nicht. 

Es hat sich auch in der deutschen Frie¬ 
densbewegung eine unhistorische Hal¬ 
tung ergeben: Aus der UN-Charta wird nie 
der Passus zitiert, der eine militärische 
Aktion der Deutschen von vornherein ver¬ 
bietet (Feindstaatenklausel). Und es war 
kein Aufschrei zu vernehmen, als ein UN- 
Einsatz mit Militär - auch mit deutschen 
Soldaten - auf der Grundlage einer die 
Feindstaatenklausel negierenden Ausle¬ 
gung der UNO-Charta erwogen wurde. 

Die UNO, einst aus den Lehren des zwei¬ 
ten Weltkriegs gegründet, ist zunehmend 
zu einem Anhängsel der NATO bzw. der 
westlichen Großmächte degeneriert. Be¬ 
schlüsse der UN-Vollversammlung wer¬ 
den nicht ernst genommen. Gerade die 
Kriege gegen Jugoslawien und Afghanis¬ 
tan haben die Rolle der UNO weiter ge¬ 
schwächt, ihr bestenfalls die Rolle von 
Aufräumarbeiten nach dem Krieg zuge¬ 
wiesen. 

USA und Europa verfolgen im Nahen 
Osten in Konkurrenz eigene geostrategi- 
sche Interessen; das Schicksal der Paläs¬ 
tinenser und der Israelis dient dabei 
bestenfalls als Vorwand. FürdieUSAgeht 


es primär darum, freie Hand für einen 
Krieg gegen den Irak zu bekommen. Die 
EU will in Nahost eigene Einflusszonen 
auf Kosten der USA bekommen. Für 
Deutschland bietet der israelisch-palästi¬ 
nensische Krieg die Chance endlich die 
letzte Grenze zu überschreiten, die es 
durch die Niederlage im Zweiten Welt¬ 
krieg noch hat. 

Die Geschichte Israels - wie auch immer 
man seine Politik beurteilen mag - ist 
ohne die Geschichte des Antisemitismus 
und der Shoah - dem bislang größten 
Menschheitsverbrechen, der industriellen 
Ermordung von sechs der sieben Millio¬ 
nen europäischen Juden durch die Deut¬ 
schen - nicht zu verstehen. Mochte es 
einst legitim sein, den Zionismus vom 
marxistischen Standpunkt aus zu kritisie¬ 
ren, so ist die Frage nach dem Existenz¬ 
recht eines jüdischen Staates zumindest 
für Deutsche seit Auschwitz für alle Zeit 
beantwortet. Der Antisemitismus ist 
hierzulande leider kein Relikt der Vergan¬ 
genheit, sondern bittere Realität auch und 
gerade in Deutschland. Ob in seiner ma¬ 
nifesten Form bei den alten und neuen 
Nazis oder seiner latenten Form bei Tei¬ 
len der gegenwärtigen Anti-Israel-De- 
monstrationen. 

Es ist schier unerträglich, wie selbstver¬ 
ständlich deutsche Politiker und Teile der 
Anti-Israel-Demonstranten die israelische 
Politik mit dem Nazifaschismus gleichset¬ 
zen: 1999 haben sich linke jüdische Anti¬ 
faschisten wie Esther Bejarano, Peter 
Gingold und Kurt Goldstein in einem Offe¬ 
nen Brief an die Minister Fischer und 
Scharping “gegen eine neue Art der Aus¬ 
chwitz-Lüge” gewandt. Das verbrecheri¬ 
sche Vorgehen der NATO gegen Serbien 
wurde von der Bundesregierung mit der 
Abwendung eines neuen Auschwitz be¬ 
gründet. Jetzt heißt es sogar bei Linken, in 
Nahost sei “ein unschuldiges Volk den 
Nazi-Methoden einer rücksichtslosen Mi¬ 
litärmachtschutzlos ausgeliefert” (Ex-MdL 
der Grünen Jamal Karsli). Flüchtlingsla¬ 
ger mutieren zu KZs, der Davidstern zum 
Hakenkreuz. Biblische Bilder wie “David 
gegen Goliath” oder Parolen wie “Israel - 
Kindermörder” und “gegen Israels Ver¬ 
nichtungskrieg” sollen die Stimmung wei¬ 
ter aufheizen. 

Wer die israelisch-palästinensische Tra¬ 
gödie derart einseitig reduziert und den 
völkischen Nationalismus und Antisemi¬ 
tismus bagatellisiert, dem geht es nicht 
um Lösung, sondern um Eskalation und 
die Entlastung Deutschlands. Wie schon 
im Vorfeld des Jugoslawienkrieges, soll 
die Stimmung für einen deutschen Militä¬ 
reinsatz vorbereitet werden. Während 
Kanzler Schröder diesen auf einer Kom¬ 
mandeurstagung der Bundeswehr in Han¬ 
nover forderte, stellt Fischers “Ideenpa- 
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Kollektive Unschuld 

Anmerkungen zum neuen deutschen Opfer-Diskurs 
Von Samuel Salzborn 


pier” den politischen Rahmen einer sol¬ 
chen Intervention dar. Zynischerweise 
begründet das Auswärtige Amt “das deut¬ 
sche Eintreten für den Einsatz einer,hand¬ 
lungsfähigen dritten Macht 1 mit den Erfah¬ 
rungen bei der Friedenssuche auf dem 
Balkan” (FAZ, 14.4. 2002). 

Was es heißt, wenn deutsche Herren- 
menschen in Uniform in Jerusalem auf 
Juden und Palästinenser schießen oder 
Stacheldraht ziehen, mag sich jeder selbst 
ausmalen. Deutsche Soldaten würden den 
Konflikt weiter anheizen. 

In manchen Bündnissen werden die 
Selbstmordattentäter, die jede Zusam¬ 
menarbeit zwischen palästinensischen 
und israelischen Friedenskräften verun¬ 
möglichen, unwidersprochen als “die wah¬ 
ren Flelden” hochstilisiert. Jede Kritik da¬ 
ran, jede Kritik an deutschen Waffenliefe¬ 
rungen in die Region, jede Kritik an einem 
möglichen deutschen Militäreinsatz wer¬ 
den in Aufrufen dieser Bündnisse bewusst 
herausgelassen. Stattdessen wird der 
Schulterschluss mit Politikern gesucht, die 
schon im Jugoslawien- und Afghanistan¬ 
krieginnenpolitischer Kriegsschrittmacher 
waren. Wer sich aber mit Kriegstreibern 
zusammentut, dient nicht dem Frieden. 

Worum geht es? Zunächst einmal gilt es, 
Schlimmeres zu verhindern. Ein deutscher 
Militäreinsatz wäre Schlimmeres. Ferner 
gilt es, hier jeder Form von Antisemitis¬ 
mus und Rassismus entschieden entge¬ 
genzutreten: Das heißt ebenso Synago¬ 
gen zu schützen, wenn sie zur Zielschei¬ 
be anti-israelischer Demonstrationen wer¬ 
den, wie gegen jeden anti-arabischen 
Rassismus vorzugehen. 

Des weiteren muss der deutsche Krieg¬ 
kurs gestoppt werden. Gestoppt werden 
muss Scharpings Aufrüstungsprogramm. 
Deutsche Soldaten raus aus Bosnien, 
Jugoslawien, Mazedonien, Georgien, Af¬ 
ghanistan, Kenia, Usbekistan, Dschibuti, 
Somalia! Kein viertes Protektorat in Israel/ 
Palästina (nach Bosnien, Kosovo, Maze¬ 
donien). In Israel/Palästina gilt es, diejeni¬ 
ge Kräfte zu unterstützen, die der Eskala¬ 
tionsdynamik entgegentreten, wie margi- 
nalisiert die entsprechenden Gruppen 
gegenwärtig auch sein mögen. 

Detlef Peikert / Ulrich Sander 


VVN/BdA 
Unsere Internet - 
Adresse: 

www.vvn-bda.de 

und die E-Mail-Adresse: 

bundesbuero@vvn-bda.de 


D er Spiegel hat nicht unbedingt immer 
recht. Gewiss aber in diesem Fall: „... 
die Zeiten, in denen es schlicht als unge¬ 
bührlich galt, nicht allein das vom NS- 
Terror der Welt zugefügte, sondern auch 
das selbst erlittene Leid zu diskutieren, 
gehen nun offenkundig zu Ende.“ End¬ 
lich, so kann man dieser Tage nahezu 
unisono in der bundesdeutschen Presse 
lesen, sei das Tabu gebrochen, endlich 
könne über „die Deutschen als Opfer“ 
geschrieben, gesprochen und getrauert 
werden. Im neuen deutschen Opferdis¬ 
kurs ist nach einigen Irrungen und Wir¬ 
rungen sowie Umwegen der Projektion in 
den letzten Jahren damit der Gegen¬ 
stand unzweideutig benannt: die Flucht 
und Vertreibung der Deutschen. 

Freilich wolle man nicht den Nationalso¬ 
zialismus verschweigen und gewiss auch 
ganz offen und ohne Vorbehalte über die 
Geschichte befinden. Nur müsse Schluss 
sein mit Rechthaberei und Denkverbo¬ 
ten, schließlich wolle man doch endlich 
unbefangen mit seiner Geschichte um¬ 
gehen. Und auch nicht von gar zu fakten¬ 
verliebter Seite ständig vorgehalten be¬ 
kommen, Täternation zu sein, während 
man doch so gern endlich auch Teil der 
internationalen Opfergemeinschaft sein 
möchte. Wichtig an der Debatte sei, so 
der Historiker Hans-Ulrich Wehler, dass 
sie „befreiend“ wirkt. 

Das Ziel der neuerlichen Debatte um 
Flucht, Vertreibung und Umsiedlung 
der Deutschen infolge des Nationalso¬ 
zialismus ist dabei vor allem eines 
nicht: Eine Auseinandersetzung mit 
den individuellen Schicksalen und 
Traumatisierungen der Menschen, die 
es - das hat der Sozialpsychologe Al¬ 
fred Krovoza jüngst überzeugend ge¬ 
zeigt - unabhängig von einer Katego- 
risierung des Opfer-Täter-Verhältnis- 
ses gab. Denn die Traumatisierung 
bezieht sich gleichermaßen auf erlitte¬ 
ne wie ausgeübte Gewalt und beinhal¬ 
tet als Ergebnis von Gewalterfahrun¬ 
gen zunächst keine politische oder 
moralische Wertung oder Schuldzu¬ 
weisung. So konnten sich auch die 
Deutschen als eine „derart in ihren 
Wahnzielen bloßgestellte, der grau¬ 
samsten Verbrechen überführte Po¬ 
pulation“ in der unmittelbaren Nach¬ 
kriegszeit um nichts anderes küm¬ 
mern, „als um sich selbst“, wie Ale¬ 
xander und Margarete Mitscherlich es 
in „Die Unfähigkeit zu trauern“ so tref¬ 
fend formuliert haben. 

Die in der Zeit nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs zu attestierende Schuldab¬ 
wehr und Vergangenheitsverleugnung 
ging einher mit einer geradezu rituellen 
Kultivierung der eigenen Unschuld und 
des eigenen Opferstatus. Dass dies zwar 


wissenschaftlich, politisch und literarisch 
bis in die Gegenwart zu einem nicht mehr 
überschaubaren Berg an Büchern zum 
Thema Flucht und Vertreibung geführt 
hat, es aber zugleich keine kritische Re¬ 
flexion über die verdrängten Ursachen 
gab, erklärt die absurde Behauptung, es 
habe ein gesellschaftliches Tabu gege¬ 
ben, über das Thema zu sprechen. 

Die jüngsten Fernsehserien von ARD und 
ZDF, die derzeit etwas ruhiger geworde¬ 
nen Diskussionen über das von den Ver- 
triebenenverbänden geforderte „Zentrum 
gegen Vertreibungen“, ja auch der medi¬ 
ale Rummel um die Novelle „Im Krebs¬ 
gang“ aus der Feder von Günter Grass 
zeigt vielmehr, dass hier ein Thema müh¬ 
sam aus seinem geschichtlichen Kontext 
herausgebrochen werden soll, der zwar 
zum sicher best erforschten, aberzugleich 
auch am wenigsten kritisch reflektierten 
Abschnitt der deutschen Geschichte ge¬ 
hört: Man will über „deutsche Opfer“ re¬ 
den, ohne tatsächlich über den National¬ 
sozialismus zu sprechen. Der historische 
Kontext soll verschwinden, die ursächli¬ 
chen Zusammenhänge von deutscher 
Volkstums- und Vernichtungspolitik auf 
dereinen und Umsiedlung der Deutschen 
in Konsequenz auf diese Politik auf der 
anderen Seite sollen aus dem Gedächt¬ 
nis herausredigiert werden, ohne dass 
sie jemals ernsthaft im gesellschaftlichen 
Diskurs reflektiert worden wären. Dem 
stets halluzinierten Vorwurf einer deut¬ 
schen Kollektivschuld, den es tatsächlich 
von alliierter und assoziierter Seite nicht 
gegeben hat, wird mit einer Geschichts¬ 
interpretation begegnet, die geradewegs 
auf die Schaffung eines Mythos deut¬ 
scher Kollektivunschuld zusteuert. 

Der Charme des Opferstatus ist dabei so 
verlockend, dass schon fast als Vater¬ 
landsverräter und Nestbeschmutzer ge¬ 
ziehen wird, wer es wagt auf die Inkor¬ 
rektheit der Klassifizierung von Flucht 
und Vertreibung als Unrecht hinzuwei¬ 
sen. Nicht nur, dass die Umsiedlung der 
Deutschen in Konsequenz auf den Nati¬ 
onalsozialismus und in Konsequenz auf 
die Massenvernichtung der europäischen 
Juden erfolgte. Sie wurde in dem bis 
heute gültigen Potsdamer Abkommen 
(Artikel XIII) völkerrechtlich verbindlich 
festgelegt. Dass mit einer Anerkennung 
von Flucht, Vertreibung und Umsiedlung 
als Unrecht auch materielle Konsequen¬ 
zen verbunden sein werden, ist aufgrund 
des Rechtscharakters des Begriffs evi¬ 
dent. Wie diese Konsequenzen im ein¬ 
zelnen aussehen, darauf gibt der aktuelle 
Kampf gegen die Benes-Dekrete einen 
Vorgeschmack. Auf dem Spiel steht nicht 
weniger als das zentrale rechtliche Fun¬ 
dament des Europas der Nachkriegszeit: 

Fortsetzung auf Seite 10 
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Gedenkstätten 



Die Schriftstellerin und Journalistin Karin Friedrich sprach in diesem Jahr 
anlässlich der Befreiungsfeier des Konzentrationslagers Dachau am Mahnmal 
des ehemaligen SS-Schießplatzes Hebertshausen, auf dem über 4000 sowjeti¬ 
sche Kriegsgefangene ermordet wurden. Karin Friedrich hat während der NS- 
Zeit gemeinsam mit ihrer Mutter und Freunden jüdische Verfolgte in Berlin 
versteckt und ihnen zu gefälschten Ausweisen verholten. Sie berichtet darüber 
in ihrem Buch „Zeitfunken. Biographie einer Familie“, das vor zwei Jahren im 
Verlag C. H. Beck erschienen ist. Foto: Fred Schmid 

Der Griff nach der Deutungshoheit 

Bayern plant ein Gedenkstätten-Stiftungsgesetz 


„Weder den Überlebenden noch den 
wissenschaftlichen Ansprüchen ge¬ 
recht“ wird, so das Präsidium der „La¬ 
gergemeinschaft Dachau“ im März in 
einer Presseerklärung, der Gesetzent¬ 
wurf des Freistaats Bayern zur Errich¬ 
tung einer „Stiftung Bayerische Ge¬ 
denkstätten“. Unter dem Dach dieser 
Stiftung sollen künftig unter anderem 
die KZ-Gedenkstätten Dachau und 
Flossenbürg verwaltet werden - ein 
Aufgabenbereich, der bisher noch in 
die Zuständigkeit des Bayerischen 
Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus fällt und bei dem im Falj Dach¬ 
au die Dachorganisation der Überle¬ 
benden des Lagers, das „Comite Inter¬ 
national de Dachau“, ein gewichtiges 
Mitentscheidungsrecht hat. 


Fortsetzung von Seite 9: 

Kollektive Unschuld... 

das Potsdamer Abkommen. Unddiesmal 
nicht-wie noch bei entsprechenden Ver¬ 
balinjurien vor der osteuropäischen Trans¬ 
formation 1989/90 - nur symbolisch. In 
dieser Hinsicht wäre die „befreiende“ Wir¬ 
kung der Debatte durchaus wert, proble¬ 
matisiert zu werden. 

Eine ausführlichere Fassung des Beitra¬ 
ges ist in der Wochenzeitung „Freitag“ 
erschienen. Nachdruck mit freundlicher 
Genehmigung der Redaktion. Weitere In¬ 
formationen zum Thema im Internet un¬ 
ter http://www.salzborn.de 


Im künftigen Stiftungsrat, dem höchsten 
Entscheidungsgremium der geplanten 
Einrichtung, spielen die ehemaligen Häft¬ 
linge keine Rolle mehr. Das geht aus 
einem Gesetzentwurfs-Text hervor, der 
auf recht verschlungenen Wegen ans 
Licht der Öffentlichkeit kam. 

An der Spitze des Gremiums soll weiterhin 
des Kultusministerium bestimmenden 
Einfluss behalten, flankiert vom Ministe¬ 
rium der Finanzen, die Bundesregierung 
soll mit einem Sitz vertreten sein, mit je 
einem außerdem die beiden großen 
christlichen Kirchen und der Verband der 
Israelitischen Kultusgemeinden. Verfolg¬ 
tenverbände sucht man vergebens, 
ebenso die mit der eigentlichen wissen¬ 
schaftlichen und pädagogischen Arbeit 
Befassten: die Leitungen der Gedenk¬ 
stätten. Dafür aber wird den Provinzbür¬ 
germeistern der jeweiligen Gemeinden, 
denen die Gedenkstätten zugeordnet 
sind, Sitz und Stimme im Stiftungsrat 
eingeräumt. 

Die Münchner „Abendzeitung“, die als 
erstes Presseorgan öffentlich machte, 
was da hinter verschlossenen Türen zur 
Zeit ausgehandelt wird, fragte: „Wer macht 
die Geschichte?“ Und kam zum Resü¬ 
mee: „Der Freistaat Bayern im Allein¬ 
gang.“ Dies nicht zuletzt mit Bezug dar¬ 
auf, dass die Ausgrenzung von Gedenk¬ 
stättenleitungen aus derartigen Gremien 
in der Bundesrepublik wahrlich eine weiß¬ 
blaue Spezialität zu werden verspricht. In 
Brandenburg sind die Gedenkstättenlei¬ 


terzugleich qua Gesetz Vorsitzende bzw. 
Direktoren vergleichbarer Stiftungen. 

Zu Recht fragte ein Kommentator des 
Bayerischen Rundfunks: „Wer aber soll 
einmal die Positionen der Opfer und der 
Überlebenden zurGeltung bringen, wenn 
die letzten Zeitzeugen gestorben sind? 
Wer, wenn nicht die seit langen Jahren 
an der Seite der Opfer stehenden enga¬ 
gierten Mitarbeiter der Gedenkstätten, 
denen der bayerische Gesetzentwurf 
nicht einen Funken Anerkennung und 
Mitspracherecht einräumt?“ 

Die Erklärung der „Lagergemeinschaft 
Dachau“ enthält noch einen weiteren 
wichtigen Kritikpunkt an dem Gesetzent¬ 
wurf (der sich allerdings auch auf man¬ 
che Gedenkstätten-Gremien in anderen 
Bundesländern übertragen ließe): 
„Überhaupt nicht eingeplant ist ein Mit¬ 
wirkungsrecht der Gewerkschaften - 
obwohl es gerade die Mitglieder der or¬ 
ganisierten Arbeiterbewegung waren, die 
in den Anfangsjahren des KZ Dachau, 
des ersten offiziellen Konzentrationsla¬ 
gers in der NS-Zeit in Bayern, den größ¬ 
ten Anteil der Gefangenen und der Opfer 
stellten.“ 

An diese historischen Sachverhalte wird 
man in CSU-Umfeldern ohnehin ungern 
erinnert. Auch damit mag Zusammen¬ 
hängen, was der „Abendzeitung“-Autor 
so kommentiert: „Die Deutungshoheit 
über die authentischen Orte der deut¬ 
schen NS-Verbrechen wird mehrheitlich 
Ministern und Bürgermeistern übertra¬ 
gen. Dagegen werden die .moralischen 
Eigentümer’ der KZ-Gedenkstätten und 
ihre Nachfahren ausgesperrt.“ 

Ernst Grube, Landesprecher der VVVN- 
BdA Bayern und ehemaliger KZ-Häftling, 
wurde in der gleichen Zeitung einige Tage 
später dazu mit den Sätzen zitiert: „Es ist 
skandalös und einmalig, dass Bürger¬ 
meister über die KZ-Gedenkstätten be¬ 
stimmen, aber die Organisationen der 
Opfer im Stiftungsrat nicht vertreten sind 
-wederdas internationale Dachaukomi¬ 
tee, die Lagergemeinschaft Dachau, die 
Weiße Rose noch die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes. Die Ver¬ 
folgtenverbände lösen sich nicht mit dem 
Tod der Häftlinge auf. Unsere Angehöri¬ 
gen und engagierte Jugendliche werden 
unsere Arbeit fortsetzen - deshalb müs¬ 
sen im Stiftungsrat unsere Organisatio¬ 
nen berücksichtigt werden.“ 

Ob das Stiftungs-Vorhaben nun wirklich 
so reibungslos vonstatten gehen kann, 
wie von den staatlichen Initiatoren vor¬ 
gesehen, steht allerdings dahin. Nach¬ 
dem verlautete, dass das Gesetz noch 
vorder Sommerpause des Landtags ver¬ 
abschiedet werden soll, mehren sich in 
der Öffentlichkeit (auch der internationa¬ 
len) die kritischen Stimmen. Und die VVN/ 
BdA hat, initiiert durch ihren Augsburger 
Kreisverband, mit einer Unterschriften¬ 
sammlung gegen das bisherige Stiftungs¬ 
konzept begonnen. Ernst Antoni 
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Christlicher Fundamentalismus 


I n den letzten Monaten ist sehr viel über 
religiösen Fundamentalismus in der Öf¬ 
fentlichkeitdiskutiertworden. Inder Regel 
ist mit diesem Begriff aber immer der 
Islam gemeint gewesen. Der ebenfalls 
vorhandene Fundamentalismus innerhalb 
des Christentums wird kaum zu Kenntnis 
genommen. 

Dabei ist der Begriff des Fundamentalis¬ 
mus zum ersten Mal im Christentum auf¬ 
getaucht. Im neunzehnten Jahrhundert 
hat sich innerhalb der evangelischen The¬ 
ologie eine entscheidende Neuerung 
durchgesetzt. Beeinflusst von den Erkennt¬ 
nissen der Naturwissenschaften, insbe¬ 
sondere der Evolutionstheorie von Char¬ 
les Darwin, haben sich die meisten evan¬ 
gelischen Theologen von der Vorstellung 
verabschiedet, dass die Bibel das wörtlich 
übermittelte Wort Gottes ist. 

Seit damals geht die historisch-kritische 
Theologie davon aus, dass die Bibel zwar 
von Gott inspiriert, aber von Menschen 
geschrieben worden ist. Ausgehend von 
dieser Grundannahme konnte einiges neu 
betrachtet werden. Sowohl die Schöp¬ 
fungsgeschichte, als auch die sogenann¬ 
te “Unbefleckte Empfängnis” von Maria 
wurden neu interpretiert. 

Gegen diese Öffnung der evangelischen 
Theologie regte sich sehr bald Wider¬ 
stand. hauptsächlich in den USA sam¬ 
melten sich verschiedene konservative 
Strömungen, um gegen diese Neuerung 
zu mobilisieren. Sie formulierten auf gro¬ 
ßen Kongressen “fundamentals”, die für 
sie den christlichen Glauben ausmachen. 
Nach diesen “fundamentals” wurde die 
Bewegung seit 1920 Fundamentalisten 
genannt. Der erste, der diese Bezeich¬ 
nung benutzte war C. L. Laws, selbst ein 
aktives Mitglied der Gruppe. 


gen die fundamentalistischen Christen 
neue Wege. Sie gründeten eigene Uni¬ 
versitäten und versuchten direkt Einfluß 
auf die Politik zu nehmen. Die größte und 
bedeutendste der damals aktiven Grup¬ 
pen war “Moral Majority”. Einen deutli¬ 
chen Aufschwung nahmen sie allerdings 
erst, als einige Prediger, insbesondere 
Billy Graham, das Fernsehen als Medium 
entdeckten. 

Neben der Chance, ein viel größeres Pu¬ 
blikum, als die einzelnen Gemeinden 
umfassten, zu erreichen, nutzten die Pre¬ 
diger das Fernsehen um viel Geld einzu¬ 
nehmen. Geld, das nicht nur in die Mission 
und in den Bau palastartiger Kirchen ge¬ 
steckt wurde, sondern das gezielt einge¬ 
setzt wurde um konservative Politiker im 
Wahlkampf zu unterstützen. 

Jerry Falwell, der ehemalige Sprecher von 
“Moral Majority”, formulierte 1984 zum 
ersten Mal die Forderung einer offenen 
Allianz zwischen christlichen Fundamen¬ 
talisten und republikanischen Neokonser¬ 
vativen. Dieser offen geäußerten Forde¬ 
rung nach Zusammenarbeit war die Wahl¬ 
unterstützung von Ronald Reagan vor¬ 
ausgegangen. Viele der konservativen 
fundamentalistischen Gruppen hatten ihre 
Mitglieder dazu aufgerufen, den ehemali¬ 
gen Schauspieler zu wählen. 

Mit der Wahl von Bill Clinton mussten sie 
dann eine Niederlage einstecken. Sie 
gaben allerdings nicht auf, sondern such¬ 
ten sich neue Politiker mit denen sie ihre 
Positionen durchzusetzen versuchten. Sie 
fanden einen in George Bush, der acht 
Jahre Vizepräsident von Reagan war. 
Auch sein Sohn , der zur Zeit amtierende 
amerikanische Präsident George W. Bush, 
steht unter dem Einfluß der rechten Chris¬ 
ten. 



Stoiber-Gauweiler-Karikatur von Gu¬ 
ido Zingerl. Aus dem Postkarten¬ 
satz „Deutsche Wirklichkeiten“ (sie¬ 
he S 12, Infos und Angebote) 


einen die “Partei Bibeltreuer Christen” 
(PBC). Ihr Gründer Gerhard Heinzmann 
sprach auf einer Pastorenkonferenz 1989 
erstmals von seinen Plänen, eine eigenen 
Partei zu gründen. Gott selbst, so Heinz¬ 
mann, habe ihm hierfür die Inspiration 
gegeben. 

Neben der missionarischen Werbung hat 
Heinzmann aber noch einen anderen 
Grund fürdie Parteigründung angegeben. 
Als Leiter der "Internationalen Zigeuner¬ 
mission” weiß er sehr genau um die finan¬ 
zielle Situation der Mission. Unumwun¬ 
den erzählte er: “Da in unseren Missions¬ 
kassen sowieso nie Geld ist, können wir 
aber vor den großen Wahlen, zu den 
besten Sendezeiten, völlig kostenlos über 
Rundfunkund Fernsehen, auf allen Kanä¬ 
len, Millionen Menschen in unserem Land 
erreichen.” 


Am Anfang konzentrierten sich die Fun¬ 
damentalisten darauf in Broschüren mit 
sehr hohen Auflage für ihren Glauben zu 
werben. Sie änderten ihr Vorgehen in den 
zwanziger Jahren des letzten Jahrhun¬ 
derts, als sie in Dayton (Tennessee) einen 
Prozeß gegen die Schulbehörde führten. 
Sie wollten gerichtlich verhindern, dass 
die Schülerinnen von der Evolutionstheo¬ 
rie hörten. 

Das Verfahren entwickelte sich allerdings 
schlecht für sie, als ihr Anwalt, der ehema¬ 
lige amerikanische Außenminister William 
Jenning Bryan, auf Nachfragen zugeben 
musste, dass Gott die Welt nicht in sechs 
Tagen erschaffen haben könne. Obwohl 
die christlichen Fundamentalisten sich nur 
schwer von diesem Schlag erholt haben, 
gibt es bis heute die sogenannten Kreati- 
onisten, die versuchen, wissenschaftlich 
die Schöpfungsgeschichte der Bibel zu 
beweisen. 

Nach einigen Jahren der Stagnation gin¬ 


Seit Jahrzehnten ist Billy Graham ein 
Freund der Familie. Graham ist der be¬ 
kannteste derfundamentalistischen Fern¬ 
sehprediger. Immer wieder zeigt sich in 
der Wortwahl des Präsidenten der religiö¬ 
se Einfluß. Genau wie Ronald Reagan 
und sein Vater benutzt er die Formulie¬ 
rung “die Staaten des Bösen”. Er sieht 
auch die Entstehung der Vereinigten Staa¬ 
ten von Amerika im biblischen Bezug. Für 
ihn sind sie das verheißene, das Gelobte 
Land. Billy Graham hat nicht nur in den 
USA einen großen Einfluß, auch in 
Deutschland füllt er Fußballstadien, wenn 
er mit seiner Predigtshow hier auftritt. 

Die fundamentalistischen Christen in 
Deutschland gehen allerdings einen an¬ 
deren Weg als ihre Vorbilder in Amerika. 
Die CDU/CSU ist nach der Analyse der 
deutschen Fundamentalisten schon lan¬ 
ge keine christliche Partei nach ihrer Vor¬ 
stellung mehr. Deswegen werben zwei 
andere Parteien aus dem Spektrum um 
die Gunst der Wählerinnen. Da ist zum 


Neben den bibeltreuen Christen gibt es 
noch die “Christliche Mitte”. Obwohl die 
beiden Parteien miteinander um die Stim¬ 
men konkurrieren, vertreten sie in weiten 
Teilen ähnliche Forderungen. Sie wollen 
die Ehescheidungen erschweren, den 
Schulunterricht auf eine rein christliche 
Basis stellen und Tarifauseinandersetzun- 
gen durch Gebete lösen. Neben diesen 
Forderungen ist beiden Parteien auch das 
Feindbild Islam gemeinsam. Der Islam 
wird von ihnen als Werk Satans diffamiert. 
Die verschiedenen Ausrichtungen der 
vielen christlich-fundamentalistischen 
Gruppierungen in Deutschland erschwe¬ 
ren einen schnellen Überblick. Es gibt für 
jede Zielgruppe eigene Organisationen. 
Trotz dieser Zersplitterung treffen sich 
ihre Vertreter immer wieder, um gemein¬ 
same Aktivitäten zu planen. Sie scheuen 
dabei auch den Kontakt zu offenen rech¬ 
ten Gruppierungen nicht. Zwar unterschei¬ 
den sie sich in ihren Zielsetzungen, sind 
sich aber in der Ablehnung der Demokra¬ 
tie einig. Janka Kluge 
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VVN-BdA-Service 


Schickt uns Eure 
Ideen und Entwürfe! 

Für die Öffentlichkeitsarbeit 
der VVN-BdA 

Die VVN-BdA ist in den letzten Jah¬ 
ren in vielen Aktionen wieder ver¬ 
stärkt öffentlich sichtbar gewesen. 
Unsere Broschüren, vor allem aber 
unsere Plakate und Aufkleber sind 
(nicht nur) bei Jugendlichen sehr 
beliebt. Jetzt fehlt es an neuen Ideen 
für die Gestaltung unserer Öffent¬ 
lichkeitsarbeit - nicht nur, aber 
besonders im Hinblick auf die be¬ 
vorstehenden Bundestagswahlen. 
Deshalb unser Aufruf: Schickt uns 
Entwürfe mit Euren Ideen für Plaka¬ 
te, Aufkleber oder Transparente. Im 
Bundesausschuss werden alle Ein¬ 
sendungen vorgestellt. Im Herbst 
soll dann eine Auswahl für die Öf¬ 
fentlichkeitsarbeit vor Ort zur Ver¬ 
fügung stehen. 

Bitte schickt Eure Entwürfe an die 
Geschäftsstelle der VVN-BdA, Ro- 
landstr. 16, 30161 Hannover oder 
per e-mail: bundesbuero@vvn- 
bda.de . 


D ie „Penzberger Mordnacht“ ist in die 
Geschichte der Naziverbrechen wäh¬ 
rend der letzten Kriegstage eingegangen. 
In diesem oberbayerischen ehemaligen 
Bergarbeiterort wollte dann die neofaschis¬ 
tische NPD am 30. April 1969, einen Tag 

■ Dringend gesucht: 
Penzberg-Film: 

vor dem 1. Mai, in der Stadthalle eine 
Großkundgebung abhalten. Ein breites 
Bündnis antifaschistischer Kräfte verhin¬ 
derte damals diese Provokation. 

Ein Team Münchner Filmemacher hat die 
Ereignisse 1969 dokumentiert; der Strei¬ 
fen mit dem Titel „Penzberg, zum Bei¬ 
spiel“ wurde in den folgenden Jahren oft 
bei politischen Veranstaltungen und auch 
bei Dokumentarfilmfestivals gezeigt. 

Inzwischen scheint es kaum mehr mög¬ 
lich, an eine Kopie des damals in 16 mm 
gedrehten Films heranzukommen. Selbst 
ehemals an den Dreharbeiten Beteiligte 
wissen nicht mehr, wo sich noch ein Ex¬ 
emplar dieses Filmes finden könnte. 

Nachdem in letzter Zeit die Aktvitäten der 
VVN-BdA in Penzberg und Umgebung 
wieder zugenommen haben, wäre es sehr 
wichtig, auch dieses historische Doku¬ 
ment erneut an die Öffentlichkeit zu brin¬ 
gen. Wer weiß, wo sich noch eine Kopie 
des Filmes „Penzberg, zum Beispiel“ fin¬ 
det? 

Wer weiterhelfen kann, melde sich bit¬ 
te bei: Inge Barck, Tel. 089/67 18 72. 



V V N 


Infos und Angebote 


Bücher und Broschüren 

Die folgenden Bücherund Broschüren kön¬ 
nen bei der VVN-BdA Bundesgeschäfts¬ 
stelle (Rolandstr. 16,30161 Hannover) oder 
den Landesvereinigungen bestellt werden. 
Den Bestellwert (+ EUR 1,55 Porto) bitte 
als Verrechnungsscheck oder in Briefmar¬ 
ken der Bestellung beilegen! 

Ausstellungskatalog: Neofaschismus in 
der Bundesrepublik Deutschland. Ent¬ 
hält eine Reproduktion aller Tafeln der 
Neofaschismus-Ausstellung der VVN-BdA, 
mit einem Vorwort von Kirsten Rölke (IGM), 
A4-Format, 36 Seiten, EUR 2,55 
Neofaschismus in der Bundesrepublik. 
Heft 1: Neofaschistische Ideologie. Her¬ 
ausgegeben von der Kommission Neofa¬ 
schismus der VVN-BdA. A5-Format, 48 
Seiten, EUR 2,00 

Neofaschismus in der Bundesrepublik. 

Heft 3: Neofaschismus und Konservatis¬ 
mus / Totalitarismus- und Extremismus¬ 
doktrin/Antifaschistische Politik. Heraus¬ 
gegeben von der Kommission Neofaschis¬ 
mus der VVN-BdA. A5-Format, 72 Seiten, 
EUR 2,55 

Rechte Skinheads. Subkultur des Neo¬ 
faschismus. Herausgegeben von der Kom¬ 
mission Neofaschismus des VVN-BdA in 
Zusammenarbeit mit dem Hartmut-Meyer- 
Archiv, A5-Format, 56 Seiten, EUR 2,55 
Ulrich Schneider, Zukunftsentwurf An¬ 
tifaschismus - 50 Jahren Wirken der 
VVN für ”eine Welt des Friedens und der 
Freiheit”, 248 S. im Großformat, über300 
Abb., EUR 19,- (incl. Versandkosten) 
Gerhard Fischer/Ulrich Schneider, 
Christen gegen Faschismus und Krieg - 
Entscheidung für Leben und Solidari¬ 
tät, A5-Format, 56 S., EUR 2,55 (bei Ab¬ 
nahme von mind. 10 Exemplaren EUR 
1,50 + Porto) 

Gerechtigkeit für die Überlebenden der 
NS-Zwangsarbeit, 2. überarbeitete Au fl., 
44 Seiten, EUR 2,00 

Zwangsarbeit und KZ Buchenwald. Tage 
im Leben des Foma Fjodorowitsch Sa- 
kordonez, A5-Format, 76Seiten, EUR2,55 
Ulrich Schneider: Gedenken am 27. Ja¬ 
nuar: Ein Tag zum Nachdenken, Weiter¬ 
denken und Handeln, 66 Seiten, A5-For- 
mat, EUR 2,55 

Kommission Neofaschismus der VVN- 
BdA in NRW und Hartmut-Meyer, Der 
deutsche Militarismus ist nicht tot - er 
riecht nur streng, 80 Seiten, A4-Format, 
EUR 4,- 

Ulrich Schneider (Hg.), Tut was! Strate¬ 
gien gegen Rechts, 215 Seiten, EUR 13,00 
(incl. Porto) 

Bibliothek des Widerstandes: 
Carlebach, Schmidt, Schneider, Buchen¬ 
wald - Ein Konzentrationslager, A4-For- 
mat, 186 Seiten EUR 17,00 (incl. Porto) 
Julius Fucik, Reportagen unter dem 
Strang geschrieben, 159 Seiten, EUR 
12,00 (incl. Porto) 


Irmgard Litten, Eine Mutter kämpft ge¬ 
gen Hitler, 251 Seiten, EUR 17,00 (incl. 
Porto) 

Harry Fisher, Comrades. Bericht eines 
US-lnterbrigadisten im spanischen Bür¬ 
gerkrieg, mit einem Vorwort von Pete See- 
ger, 244 Seiten, EUR 18,00 (incl. Porto) 

U. Schneider, Willy Schmidt - Antifa¬ 
schist und Gewerkschafter, 196 Seiten, 
EUR 14,00 (incl. Porto) 

Sonderpreis: 

Karl-Heinz Jahnke/Alexander Rossaint, 
Dr. Joseph Cornelius Rossaint (1902- 
1991). Aus dem Leben und Wirken des 
verstorbenen Ehrenpräsidenten der VVN- 
BdA, 234 S., zahlreiche Abb., incl. Ver¬ 
sandkosten EUR 13,00 
Postkartensatz „Deutsche Wirklichkei¬ 
ten “ mit Karikaturen von Guido Zingerl, 10 
Postkarten schwarz-weiß, EUR 5,00 (Bei 
Abnahme von mind. 5 Sätzen - DM 8,00, 
bei Abnahme von mind. 10 Sätzen entfal¬ 
len zusätzlich die Versandkosten) 

Grafikmappe: 

Die Humanität ist streitbar von Beruf, 

Mappe (A3-Format) mit Drucken von Karl 
Hubbuch, Hanns Kralik, Willi Sitte, Carlo 
Schellemann, Walter Womacka, Enric Ra- 
basseda, RonaldParis, GuidoZingerl, Jörg 
Scherkamp, Werner Marschall, Waltraud 
Bücking, Nils Burwitz, Ursula Richter und 
Rolf Münzner, incl. Versandkosten EUR 
65,00 

Plakate: 

-“Fordert das Verbot aller Nazigruppen ”, 

AI-Format, 4-farbig, EUR 0,50 

Aufkleber: 

„Faschismus ist keine Meinung, son¬ 
dern ein Verbrechen“, schwarz/weiß im 
A-7-Format, selbstklebend, je 100Stk. EUR 
2,50 

„Keine Toleranz für Nazis“, rot/blau auf 
weißem Papier im A-7-Format, sei bst kle¬ 
bend, je 100 Stk. EUR 2,50 

VVN-BdA-Archive 

Hartmut-Meyer-Archiv: Themengebiete 
u.a.: Neofaschismus, Konservatismus, 
Esoterik, usw. Anfragen über die VVN-BdA 
Nordrhein-Westfalen, Gathe 55, 42107 
Wuppertal 

Georg-Herde-Archiv: Themengebiet: Re¬ 
vanchismus (von 1958 bis heute). Anfra¬ 
gen über die VVN-BdA Hessen, Eckenhei¬ 
me r Landstr. 93, 60318 Frankfurt/M. 
Bundesarchiv: Themengebiete: NS-Ver- 
brechen, Neofaschismus, Geschichte der 
VVN-BdA: Anfragen über VVN-BdA Ham¬ 
burg, Hein-Hoyer-Str. 41, 20359 Hamburg 
Video-Archiv: VVN-BdA Rheinland-Pfalz, 
Lutrinastr. 6, 67655 Kaiserslautern 
Anfrage sollten möglichst schriftlich einge¬ 
reicht werden. Kosten (Kopien, Versand¬ 
kosten, usw.) werden in Rechnung ge¬ 
stellt. 
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I n diesem Jahr ist es 60 Jahre her, da der 
deutsche Faschismus sich sehr junger 
Menschen entledigte, die sich gegen Krieg 
und Diktatur auflehnten. Der Umgang mit 
diesen Widerstandsgruppen, die sich 
dadurch auszeichneten, den Widerstand 
ohne Bezug zur demokratischen Kultur 


Vor 60 Jahren verhaftet: 


Der Hübener-Kreis 
und andere 

Jugendlichen-Gruppen 


der Zeit vor 1933, ihrer frühen Kindheit, 
aufzunehmen und zwar ungeachtet des 
Siegesrausches, in dem sich Hitler und 
die meisten Volksgenossen noch befan¬ 
den, war in Deutschland und Österreich 
ähnlich geprägt: Konnte die Nachkriegs¬ 
gesellschaft an Anne Frank und Weißer 
Rose nicht vorbeikommen, deren sich “das 
Ausland” schon lange angenommen hat¬ 
ten, so wurden die Jugendgruppen um 
Helmuth Hübener (Hamburg), Walter Klin¬ 
genbeck (München) und Josef Landgraf 
(Wien) nicht den nachwachsenden Gene¬ 
rationen zum Vorbild gegeben. Zu leicht 
hätte die Frage aufkommen können: Wenn 
diese jungen Leute wussten und handel¬ 
ten, warum dann nicht die Menschen glei¬ 
chen und höheren Alters, die nach 1945 
die Nachkriegsgesellschaften politisch und 
kulturell anführten? Grund genug, endlich 
die drei Gruppen den jungen Menschen 
von heute bekannt zu machen. 

Der Historiker Jürgen Zarusky vom Münch¬ 
ner Institut für Zeitgeschichte hat außer 
über den Hübener-Kreis über die zwei 
weiteren ähnlichen christlichen Gruppen 
junger Männer geforscht. Im “Lexikon des 
Deutschen Widerstandes” (Fischer-Ver¬ 
lag 1994) berichtet er: 

1941 entstanden in Hamburg, München 
und Wien unabhängig und ohne Kenntnis 
voneinander kleine oppositionelle Jugend¬ 
gruppen, die in Flugblättern und Wandpa¬ 
rolen für den Sturz des NS-Regimes agi¬ 
tierten. Es handelte sich jeweils um Vie¬ 
rergruppen männlicher Jugendlicher im 
Alter zwischen 16 und 18 Jahren mit ei¬ 
nem sich deutlich abhebenden, aktivisti- 
schen und frühreifen Anführer. In Ham¬ 
burg war dies Helmuth Hübener, in Mün¬ 
chen Walter Klingenbeck, in Wien Josef 
Landgraf. Die Mitglieder aller drei Grup¬ 
pen kamen vorwiegend aus christlich ge¬ 
prägten Familien der Unter- und unteren 
Mittelschicht. Bei allen spielte das Abhö¬ 
ren sogenannter “Feindsender”, insbe¬ 
sondere der Programme der BBC, eine 
entscheidende Rolle. Über eine ausfor¬ 
mulierte politische Programmatik verfüg¬ 
te keine der drei Gruppen, jedoch setzten 
sie alle mehr oder weniger entschieden 
auf einen Sieg der westlichen Kriegsgeg¬ 
ner. 




Walter Klingenbeck 


Haiis Haberl 



Daniel von Recklinghausen 


Erwin Eidei 


Vier der beteiligten Jugendlichen aus der Münchener Gruppe um Walter 
Klingenbeck. Ausführlich wird der „Klingenbeck-Kreis“ gewürdigt in dem Buch 
„Zum Staatsfeind ernannt. Widerstand, Resistenz und Verweigerung gegen das 
NS-Regime in München“ von Marion Detjen. Diese Publikation, der wir auch die 
Abbildung entnommen haben, ist 1998 als Begleitbuch zur gleichnamigen, 
damals in im Rathaus der bayerischen Landeshautpstadt gezeigten Ausstellung 
erschienen. (Buchendorfer Verlag München, 266 reich bebilderte Seiten, 18,— 
EUR). 


Der Hamburger Verwaltungslehrling Hel¬ 
muth Hübener war durch Kontakte zu Ju¬ 
gendlichen aus kommunistischen Eltern¬ 
häusern zum Abhören der deutschspra¬ 
chigen Programme der BBC und anderer 
Sender angeregt worden. Seit Ende April 
1941 verfügte er über ein eigenes Emp¬ 
fangsgerät. Im Sommer 1941 lud Hüben¬ 
er jeweils einzeln, ohne daß sie von 
einander wussten, seine Freunde Karl- 
Heinz Schnibbe und Rudi Wobbe zum 
Hören der Auslandssender ein. Schnibbe 
und Wobbe gehörten ebenso wie Hübe¬ 
ner der Hamburger Gemeinde der Mor¬ 
monen an. 

Die Mormonen verstanden es im Gegen¬ 
satz zu den meisten anderen christlichen 
Sekten relativ gut, sich mit dem NS-Re- 
gime zu arrangieren. Durch Schnibbes 
Bitte, Nachrichten von Sendungen, die er 


versäumte, für ihn mitzustenographieren, 
scheint Hübener dazu angeregt worden 
zu sein, das Gehörte zu Flugblättern zu 
verarbeiten, die er heimlich auf einer 
Schreibmaschine der Mormonengemein¬ 
de schrieb. Anfang August 1941 bewog er 
Schnibbe und Wobbe dazu, bei der Ver¬ 
teilung der Flugblätter in Briefkästen, Te¬ 
lephonzellen und Hausgängen der Ham¬ 
burger Ortsteile Hammerbrook und Ro¬ 
thenburgsort zu helfen. Anfang 1942 ge¬ 
wann er auch seinen Arbeitskollegen 
Gerhard Düwer dafür. Die von Hübener 
hergestellten Flugblätter-insgesamt rund 
60 mit einer Auflage zwischen drei und 
fünf Stück - kontrastierten unter anderem 
die amtlichen Wehrmachtberichte mit 
Nachrichten aus den Programmen der 
“Feindsender”, wandten sich gegen anti- 
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Der Hübener-Kreis 


religiöse NS-Propaganda, kritisierten den 
als Jugendstrafe eingeführten “Wochen¬ 
endkarzer” oder brachten Spottverse auf 
Joseph Goebbels. In dem wegen seiner 
Verhaftung nicht mehr fertiggestellten 
Flugblatt “Wer hetzt wen?” hob Hübener 
die defensiven Motive des amerikanischen 
Kriegseintritts hervor. 

Anfang Februar 1942 wurde Hübener von 
seinem Vorgesetzten denunziert, der be¬ 
obachtet hatte, wie er erfolglos einen Mit¬ 
lehrling dafür gewinnen wollte, ein Flug¬ 
blatt zur Verbreitung an Fremdarbeiter ins 
Französische zu übersetzen. 

Am 11. August 1942 wurde Hübener in 
Berlin vom Volksgerichtshof wegen Vor¬ 
bereitung zum Hochverrat und anderer 
Delikte zum Tode verurteilt. Seine drei 
Mitangeklagten Schnibbe, Wobbe und 
Düwer erhielten Gefängnisstrafen zwi¬ 
schen vier und zehn Jahren. Am 27. Okto¬ 
ber 1942 wurde Hübener in Berlin-Plöt¬ 
zensee enthauptet. Mit seinen 17 Jahren 
war er der jüngste vom Volksgerichtshof 
verurteilte Jugendliche und jüngster deut¬ 
scher Hingerichteter. 

Gemeinsames Abhören 
von „Feindsendern“ 

Walter Klingenbeck aus München entwi¬ 
ckelte unter dem Eindruck der Sendun¬ 
gen von Radio Vatikan, die er bis Kriegs¬ 
beginn gemeinsam mit seinem Vater hör¬ 
te, und der zwangsweisen Auflösung sei¬ 
ner katholischen Jugendgruppe schon 
sehr frühzeitig eine kritische Einstellung 
zum NS-Regime. Obwohl das Abhören 
von Auslandssendern im September 1939 
verboten und mit drakonischen Strafen 
bedroht wurde, hörte Klingenbeck weiter 
Radio Vatikan, den deutschsprachigen 
Dienst der BBC und andere “Feindsen¬ 
der”. Im Frühjahr und Sommer 1941 er¬ 
zählte er seinen Freunden Hans Haberl 
und Daniel von Recklinghausen von die¬ 
sen Sendungen und lud sie zum gemein¬ 
samen Abhören ein. 

Klingenberg griff im Sommer 1941 den 
Appell der BBC auf, das V-Zeichen als 
Symbol des Sieges der Alliierten zu ver¬ 
breiten, und brachte, unterstützt durch 
Recklinghausen, dieses Zeichen groß mit 
Lackfarbe an etwa 40 Gebäuden in Mün¬ 
chen an. Er plante die Verbreitung von 
Flugblättern mit dem Motto “Hitler kann 
den Krieg nicht gewinnen, sondern nur 
verlängern” und arbeitete zusammen mit 
seinen Freunden, die nicht nur denselben 
katholischen Hintergrund hatten wie er, 
sondern auch seine Radiobastelleiden¬ 
schaft teilten, am Bau eines eigenen Sen¬ 
ders zur Ausstrahlung antinazistischer 
Propaganda. Am 26. Januar 1942 wurde 
Klingenbeck, nachdem ersieh leichtsinni¬ 
gerweise mit der V-Aktion gebrüstet hatte, 


denunziert und verhaftet, kurz darauf auch 
Habers und von Recklinghausen. Der 
Volksgerichtshof verurteilte die drei am 
24. September 1942 zum Tode, einen 
vierten, am Rande beteiligten Jugendli¬ 
chen zu acht Jahren Zuchthaus. 

Während Haberl und von Recklinghau¬ 
sen am 2. August 1943 zu acht Jahren 
Zuchthaus begnadigt wurden, wurde der 
19jährige Klingenbeck am 5. August 1943 
in München-Stadelheim hingerichtet. 

Die Informationen zu 
Flugblättern verarbeitet 


Der Wiener Gymnasiast Josef Landgraf 
hörte seit Kriegsbeginn Sendungen der 
BBC, aber auch den von sozialistischen 
Emigranten geprägten Sender der Euro¬ 
päischen Revolution. 

Anfang September 1941 begann er, das 
Gehörte zu Flugblättern zu verarbeiten. 
Obwohl er bereits nach drei Wochen de¬ 
nunziert und festgenommen wurde, pro¬ 
duzierte er auf der Schreibmaschine sei¬ 
nes Vaters nicht weniger als 70 Flug¬ 
schriften von einer halben bis zu einer 
Seite Umfang sowie etwa dieselbe Anzahl 
von Flug- und Klebezetteln. 

Ähnlich wie Hübener hielt er der deut¬ 
schen Kriegspropaganda die BBC-Mel- 
dungen über deutsche Verluste entgegen 
und verurteilte die antireligiösen Aktivitä¬ 
ten der NSDAP. Wie Klingenbeck nahm 
auch Landgraf die V-Aktion auf und pro¬ 
klamierte in einem seiner Flugblätter: “Die 
V-Armee hat lediglich die Befreiung von 
Hitler und seinem Krieg zum Ziel.” Bei der 
Herstellung und Verbreitung der Flugblät¬ 
ter halfen Landgraf in allerdings eher ge¬ 
ringem Ausmaß seine Schulkameraden 
Ludwig Igalffy, Friedrich Fexer und Anton 
Brunner. 

Landgraf und Brunner wurden am 23. 
August 1942 vom Volksgerichtshof zum 
Tode verurteilt, die anderen beiden Ange¬ 
klagten zu acht bzw. sechs Jahren Ge¬ 
fängnis. Landgraf wurde ein Jahr später 
zu sieben Jahren Gefängnis begnadigt, 
Brunner erhielt in der Wiederaufnahme 
seines Verfahrens fünf Jahre Gefängnis. 

Ulrich Sander 


Weitere Literatur: 

- Jürgen Zarusky, "... nur eine Wachs¬ 
tumskrankheit”? Jugendwiderstand in 
Hamburg und München, in: Dachauer 
Hefte, 7(1991) 

- Widerstand und Verfolgung in Wien, Bd. 
2, Wien 1975 

- Im Internet: www. vvn-bda.de/nrw/hueb 
von Ulrich Sander: “Helmut Hübener für 
Wahrheit und Gerechtigkeit” 


Herbert Bochow 


D er 1906 im hessischen Eberstadt ge¬ 
borene Herbert Bochow war Mitglied 
des Jungdeutschen Ordens. Diesem anti¬ 
demokratischen und militaristischen Wehr¬ 
verband gehörten zu seiner besten zeit 
150 000 bis 200 000 Mitglieder an. Er 


Wir gedenken 


propagierte die Ideologie von der “Volks¬ 
gemeinschaft” und strebte eine Diktatur 
nach dem Vorbild des faschistischen Ita¬ 
lien an. Seine Hauptzentren lagen in Mit¬ 
tel- und Westdeutschland. 

Während seines Philosophiestudiums in 
Leipzig bekam Herbert Bochow Kontakt 
zu sozialistischen Studenten. Das führte 
zu seinem Austritt aus dem Orden und 
1929 zum Eintritt in die KPD. Seine bür¬ 
gerliche Familie strich ihm daraufhin die 
Finanzierung seines Studiums. Nun ver¬ 
diente er als Angestellter seinen Lebens¬ 
unterhalt. 

In seiner Freizeit schrieb der künstlerisch 
begabte junge Mann Gedichte, Novellen 
und Theaterstücke, eine Kantate überdas 
Kommunistische Manifest, sowie Szenen 
für die Leipziger Agitations- und Propa¬ 
gandatruppen der KPD. Er wurde auch 
Mitglied des Bundes proletarisch-revolu¬ 
tionärer Schriftsteller Deutschlands. 

Dreimal wurde Herbert Bochow von den 
Nazis verhaftet und eingesperrt. Beim ers¬ 
ten Mal war er bis Mai 1934 im KZ Sach¬ 
senburg inhaftiert.Nach der Entlassung 
setzte er seine illegale antifaschistische 
Tätigkeit fort, was zur erneuten Verhaf¬ 
tung im November desselben Jahres und 
zu einer Verurteilung von einem Jahr und 
sechs Monaten führte. 

Im November 1936 wieder in Freiheit, 
fand er Verbindung zur illegalen KPD- 
Organisation in Dresden. Mit dem Maler 
Fritz Schulze und anderen Kommunisten 
suchte er Kontakt zu bürgerlichen Hitler¬ 
gegnern. In Dresden, Leipzig und ab 1940 
in Berlin führte er parteilose Angehörige 
der Intelligenz, bildende Künstler, Pianis¬ 
ten, Sänger und Tänzer zusammen. Die 
mehr als 60 Mitglieder des Kreises hörten 
Nachrichten des Senders Moskau ab, dis¬ 
kutierten sie und lasen marxistische Lite¬ 
ratur. 

Zum dritten Mal wurde Herbert Bochow im 
Juni 1941 verhaftet. Vor 60 Jahren, im 
März 1942, verurteilten ihn die Nazirichter 
zum Tode. 

Gemeinsam mit seinen Kampfgenossen 
Albert Hensel, Fritz Schulze und Karl Stein 
wurde er am 5. Juni 1942 im Zuchthaus 
Berlin-Plötzensee hingerichtet. pt 
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Ein Leben für Aufklärung und Frieden: Die 85-jährige Widerstandskämpferin 
Anna Pröll (links) mit ihrer Enkelin Tanja und ihrem Sohn Josef. Foto: Fuchs 


„Anna, ich hab Angst um dich“ 

Dokumentarfilm findet große Resonanz 


M it einem großen Artikel würdigte die 
„Süddeutsche Zeitung“ die Premiere 
des Dokumentarfilms „Anna ich hab Angst 
um dich“. Die SZ-Redaktion gab dem 
Beitrag die treffende Überschrift: „Schwur 
für den Frieden. Ein Film zeigt das Leben 
der Augsburger Widerstandskämpferin 
Anna Pröll“ (unsere obige Abbildung und 
der Bildtext sind dem SZ-Artiket entnom¬ 
men). 

Zur Filmpremiere Ende Februar in einem 
Augsburger Großraumkino waren 560 
Zuschauerinnen und Zuschauer erschie¬ 
nen und feierten im Anschluss an ein 
Konzert mit Esther Bejarano und der Grup¬ 
pe Coincidence die „Hauptdarstellerin“. 

Die Grußworte der VVN-BdA, die neben 
dem Stadtjugendring Augsburg, der IG 
Metall und zahlreichen weiteren Organi¬ 
sationen und Einzelpersonen zu den fi¬ 
nanziellen Förderern des Filmprojektes 
gehört, überbrachte der bayerische 
Landessprecher Ernst Grube. 


Übers Internet können Video¬ 
kopien bestellt werden. Eine 
Kopiefürden privaten Bereich 
kostet 44,90 Euro incl. Ver¬ 
sand. Kopien mit Vorführ- 
bzw. Veröffentlichungsrech¬ 
ten kosten 215.- Euro. 

Mehr Informationen über den 
Film gibt es auch übers Inter¬ 
net: 

www.anna-film.de 


Bis heute engagiert sich die inzwischen 
85jährige Anna Pröll gegen alten und 
neuen Faschismus und für den Frieden 
und steht als Zeitzeugin den Nachgebore¬ 
nen Rede und Antwort. Als junge 
Augsburger Kommunistin leistete sie wäh¬ 
rend derzeit des Nationalsozialismus aktiv 
Widerstand, wurde wegen „Vorbereitung 
zum Hochverrat“ verurteilt, im Zuchthaus 
Aichach und im Konzentrationslager 
Moringen eingesperrt. 

Annas Vater, Karl Nolan, war ebenfalls im 
Widerstand aktiv und wurde im KZ Dachau 
ermordet, ihre Mutter Rosa wurde von der 
Gestapo mehrmals im berüchtigten 
„Katzenstadel“ eingesperrt, ihr Mann Josef 
überlebt die Konzentrationslager Dachau, 
Natzweiler und Buchenwald, seine Brü¬ 
der Alois und Fritz kommen in Dachau und 
Buchenwald um. 

Der von ihrem Sohn Josef Pröll mit Unter¬ 
stützung durch den Historiker Wolfgang 
Kucera gedrehte Film berichtet über die 
Stationen in Annas Leben, über ihre Fami¬ 
lie und über den Widerstand der Arbeite¬ 
rinnen und Arbeiter in Augsburg und 
andernorts. 

Nach der erfolgreichen Filmpremiere in 
Augsburg wurde „Anna, ich hab Angst um 
dich“ inzwischen in einer Reihe von Orten 
gezeigt - wenn ihr Gesundheitszustand 
es zuließ war Anna Pröll selbst bei den 
Vorführungen mit dabei und diskutierte 
danach mit dem Publikum. Videokasset¬ 
ten des Films und eine Kurzfassung für 
den Schulunterricht sind in Vorbereitung. 

Nach wie vor sind die Autoren auf Spenden 
für das Projekt angewiesen: SonderKonto 
W. Kucera und J. Pröll, Kto-Nr.: 58 59 10 
808, Postbank München, BLZ 700 100 80. 


Deserteure 

rehabilitiert 


F ast alle unsere Leidensgenossen sind 
vorbestraft gestorben. Für uns Über¬ 
lebende geht ein später Traum in Erfül¬ 
lung.“ So zitierte die „tageszeitung“ Ludwig 
Baumann, nachdem der Bundestag mit 
den Stimmen von SPD, Grünen und PDS 
und gegen das Votum von CDU/CSU und 
FDP endlich beschlossen hat, die Deser¬ 
teure des zweiten Weltkriegs zu rehabili¬ 
tieren. 

Jahrzehntelang hatte sich der ehemalige 
Wehrmachtsdeserteur Baumann für solch 
eine Ehrenerklärung eingesetzt. 

Die Bundestagsmehrheitgabzugleich eine 
Ehrenerklärung für von den Nazis verfolg¬ 
te Homosexuelle ab. Bisher galt in beiden 
Fällen das Prinzip der Einzelfallprüfung. 
NS-verfolgte Deserteure und Homosexu¬ 
elle mussten den Beweis erbringen, dass 
sie zu Unrecht verfolgt worden waren. 

Diesem 57 Jahre währende Unrecht wur¬ 
de nun mit der Bundestagsentscheidung 
ein Ende gesetzt. Für den Staat allerdings 
auch ein wohlfeiles Ende: es gibt nur noch 
wenige dieser NS-Opfer, die versuchen 
könnten, auf der neuen Gesetzes¬ 
grundlage Entschädigungsansprüchegel¬ 
tend zu machen. 

KZ Lichtenburg: 
Kurskorrektur 


D er Protest gegen das Vorhaben der 
Bundesregierung, die Lichtenburg in 
Prettin, Vorläufer-KZ von Buchenwald und 
Ravensbrück zu veräußen (wie haben 
darüber berichtet) zeigt Wirkung. 

Die Landesregierung von Sachsen-An¬ 
halt hat nun zugestanden, dass dieser 
Gedenkstätte überregionale bzw. natio¬ 
nale Bedeutung zustünde. 

Diese Bewertung ist insofern von Bedeu¬ 
tung, da nunmehr von einer anteiligen 
Förderung durch das Land als Vorausset¬ 
zung der weiteren Finanzierung durch den 
Bund für Erhalt und Ausgestaltung der 
Gedenkstätte ausgegangen werden kann. 

Das ist ein Schritt voran, doch damit sind 
die Probleme noch nicht vom Tisch. Es 
geht nun um die Entscheidung, in welchen 
Teilen der alten Schlossanlage die Ge¬ 
denkstätte ihren Platz haben wird. Hier 
stehen zur Zeit drei Varianten zur Diskus¬ 
sion. 

Noch nicht abzusehen ist, wie sich der 
Regierungswechsel in Sachsen-Anhalt auf 
den weiteren Umgang mit dem ehemali¬ 
gen Konzentrationslager und der Errich¬ 
tung einer würdigen Gedenkstätte auswir¬ 
ken wird. 
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Gedenken 


M it Hans Gasparitsch verlieren wir ei¬ 
nen der letzten politischen Gefange¬ 
nen des Konzentrationslagers Dachau, 
der noch über die Geschichte des Lagers 
während der dreißiger Jahre berichten 


Dem Widerstand 
verpflichtet 

Abschied von Luise Rinser, Hans 
Gasparitsch und Pierre Durand 


konnte, der selbst die Entwicklung von der 
relativ überschaubaren deutschen Häft¬ 
lingsgruppe zu einer zehntausendköpfi¬ 
gen Häftlingsgesellschaft mit Gefange¬ 
nen aus nahezu allen Ländern Europas 
des Jahres 1944 erlebte und erlitt.“ Mit 
diesen Worten erinnerte die Leiterin der 
KZ-Gedenkstätte Dachau, Dr. Barbara 
Distel, an unseren am 13. April in Stuttgart 
verstorbenen Kameraden Hans Gaspa¬ 
ritsch. Und sie zitierte, was er bei seinem 
letzten öffentlichen Auftritt in der Gedenk¬ 
stätte einer Schülergruppe sagte: „Ihr seid 
nicht schuld. Aber ihr seid verantwortlich 
für das, was ihr aus dem Vermächtnis 
dieser furchtbaren Zeit macht.“ 

Selbst noch ein Jugendlicher, hatte der 
16jährige Hans Gasparitsch 1935 die Lo¬ 
sung „Hitler = Krieg“ auf ein Stuttgarter 
Denkmal gemalt. Dafür wurde er von den 
Nazis zehn Jahre lang in Zuchthaus und 
Konzentrationslager eingesperrt. 

Seine Befreiung erlebte er 1945 im KZ 
Buchenwald. Über seine Widerstands- 
Erlebnisse hat Hans, unter dem Sammel- 
Pseudonym Fritz Kaspar, ein Buch mit 
verfasst, das 1994 eine Neuauflage erleb¬ 
te: „Hanna, Kolka, Ast und andere. Stutt¬ 
garter Jugend gegen Hitler“ (erschienen 
im Silberburg Verlag Tübingen/Stuttgart). 

So lange es seine Gesundheit zuließ, war 
Hans, der zur Gründergeneration der VVN 
gehörte, unermüdlich aktiv. Als Zeitzeuge 
für Jugendliche, bei der Errichtung der 
KZ-Gedenkstätte Oberer Kuhberg in Ba¬ 
den-Württemberg und deren Betreuung, 
in Vorständen verschiedener Lagerge¬ 
meinschaften, als Autor in diversen Publi¬ 
kationen. 


Als Präsidiumsmitglied der Lagergemein¬ 
schaft Dachau vertrat er diese auch viele 



Luise Rinser 



Hans Gasparitsch 


Jahre lanq im Bundesausschussder VVN- 
BdA. 

Im Alter von 90 Jahren verstarb im März in 
Unterhaching bei München die Schrift¬ 
stellerin Luise Rinser. Die Antifaschistin 
und Friedenskämpferin war Zeit ihres Le¬ 
bens auch der VVN verbunden geblieben, 
deren Ehrenpräsidium sie in den 70er und 
80er-Jahren angehörte. Im Namen des 
Bundesausschusses der VVN-BdA sand¬ 
te Bundessprecher Peter Gingold ein Kon¬ 
dolenzschreiben an Luise Rinsers Sohn. 

In einem Nachruf in der von der Gewerk¬ 
schaft ver.di herausgegebenen Zeitschrift 
„Kunst und Kultur“ ist zu lesen: „Wohl 
kaum eine deutsche Autorin war in den 
siebziger, achtziger Jahren derart vielen 
Angriffen ausgesetzt, wie die Rinser. Zu 
einer regelrechten Kampagne schaukelte 
sich die Presse auf, als ein Hitler-Gedicht 
von ihr entdeckt wurde. Das Werk der 
Rinser, der die Nazis in den vierziger 
Jahren das Schreiben verboten hatten, 
die man 1944 denunzierte und ins Ge¬ 
fängnis warf, wurde plötzlich in Zweifel 
gezogen. Dabei hatte sie als eine der 
ersten mit der Nazidiktatur literarisch ab¬ 
gerechnet: Bereits 1946 war ihr,Gefäng¬ 
nistagebuch' erschienen, gefolgt von der 
Novelle ,Jan Lobei aus Warschau 1 , der 
tragischen, literarisch grandios ausgelo¬ 
teten Geschichte um einen jüdischen 
Häftling.“ 

Ein weiterer schmerzlicher Abschied: Am 
6. Mai ist in Paris der langjährige Präsi¬ 
dent des Internationalen Buchenwald- 
Komitees, Pierre Durand, verstorben. Als 
18jähriger hatte er sich in seiner Heimat 
der Resistance angeschlossen, 20 Jahre 
war er alt, als er von der SS ins KZ Bu¬ 
chenwald deportiert wurde - „mit dem 
Tode als Zugbegleiter und bis zu einhun¬ 
dertzwanzig Mann in einem Viehwaggon 
eingepfercht“, wie er selbst später auf¬ 
schrieb. Im KZ gehörte er der illegalen 
Lagerleitung an. Nach der Selbstbefrei¬ 
ung des Lagers war es am 19. April 1945 
Pierre Durand, der im Auftrag seiner Ka¬ 
meraden den Schwur von Buchenwald für 
die französischen Häftlinge sprach. 

Fast 20 Jahre lang stand Pierre Durand 
als Präsident dem Internationalen Komi- 


Gegen Nazis 
in Wunsiedel 

A m 17. August soll im oberfränkischen 
Wunsiedel wieder ein neofaschistischer 
Gedenkmarsch für den Hitler-Stellvertre¬ 
ter Rudolf Heß stattfinden. Dagegen hat 
sich inzwischen ein breites überregionales 
Bündnis aus Organisationen und Einzel¬ 
personen formiert. 

In dessen Aufruf „Kein Heß-Aufmarsch in 
Wunsiedel!“ heißt es: „Das ist die Bedeu¬ 
tung der Nazi-Aufmärsche in Wunsiedel: 
Hier marschiert die Rechte nicht ,nur‘, um 
ihre üblichen Ideologien zu verbreiten. Das 
Programm istdie Ehrung eines hohen Funk¬ 
tionärs der NSDAP. Wunsiedel soll zum 
Schauplatz alljährlicher brauner Festum¬ 
züge werden. - Wenn wir dieser Szenerie 
nicht sofort einen entschiedenen und wirk¬ 
samen Protest entgegensetzen, wird der 
Heß-Aufmarsch zur Normalität, nicht nur 
in Wunsiedel, sondern in ganz Deutsch¬ 
land. Darüber hinaus wird dieses jährlich 
wiederkehrende Ereignisdie rechten Struk¬ 
turen stärken und vor allem hat es eine 
beträchtliche Werbewirksamkeit, nicht nur 
in Oberfranken, sondern bundesweit. So 
weit dürfen wir es nicht kommen lassen.“ 

Anders sieht dies anscheinend, einem dpa- 
Bericht zufolge, der Präsident des Bayer¬ 
ischen Verwaltungsgerichtshofes, Johann 
Wittmann. Er wird von der Presseagentur 
mit dem Satz zitiert: „Wir sollten als Gesell¬ 
schaft den Mut haben, solche Veranstal¬ 
tungen zu ignorieren und ins Leere laufen 
zu lassen.“ Der Verwaltungsgerichtshof 
hatte im vergangenen Jahr das vom 
Landratsamt erlassene Demonstrations¬ 
verbot gegen den Naziaufmarsch in 
Wunsiedel überraschend aufgehoben. 

Wittmann bezieht sich in diesem Jahr auf 
die Rechtssprechung des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts und das nach wie vor aus¬ 
stehende Verbot der NPD: „Der Staat muss 
sich im Umgang mit seinen Gegnern 
rechtsstaatlichen Prinzipien unterwerfen.“ 
Die nicht als Freibrief für Nazi-Nostalgie 
und -Propaganda zu werten, ist kaum 
möglich. 

Wer die Aktivitäten gegen den Naziauf¬ 
marsch im August in Wunsiedel mit 
seiner Unterschrift unterstützen will 
wende sich an: VVN-BdA, Postfach 1257, 
95121 /Schwarzenbach/Saale, Fax 0921 / 
516 78 49, e-mail: 
keinhessmarsch@aol.com. 

tee Buchenwald-Dora und Kommandos 
vor. In seiner letzten großen Rede bei der 
Befreiungsfeier im vorigen Jahr sagte er: 
„Wir sind nicht die Klageweiber der Ge¬ 
schichte. Wir sind der lebende Beweis 
dafür, dass der Kampf für Freiheit, Frieden 
und Glück immer möglich ist. Unser langes 
Leben hat uns gelehrt, dass man nie auf¬ 
geben darf, dass man im Herzen die Flam¬ 
me der Hoffnung und den Willen bewahren 
muss, eine bessere Welt aufzubauen, eine 
Welt, die der Menschen würdig ist.“ 
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Schleswig-Holstein 

„braunumschlungen“ 

P rofessor Gerhard Paul, der Autor des 
Buches “Landunter - Schleswig- 
Holstein und das Hakenkreuz” ist in die¬ 
sem Land kein Unbekannter; er ist Her¬ 
ausgeber und Autor vieler Bücher und 
Zeitschriften, die um die deutsche Ge¬ 
schichte 1933 bis 1945 kreisen. 

Das jüngste Werk “Landunter” beinhaltet 
eine größere Anzahl von kleinen, in sich 
abgeschlossenen Begebenheiten und 
Recherchen aus Schleswig-Holstein. Ei- 


Neue Bücher 


nige erinnern den Leser an bereits er¬ 
schienene Beiträge, andere sind Erstver¬ 
öffentlichungen oder vertiefen bekannte 
Schilderungen, wie z. B. die Geschichte 
des eindrucksvollen Fotos, das die Um¬ 
schlagseite des Buches “Menora und 
Hakenkreuz” bildet. Manche Beiträge 
wirken mitunter wie skurrile Randbemer¬ 
kungen, die beleuchten, wie intensiv 
Gerhard Paul seinen Informationen nach¬ 
gegangen ist. Das zeigen allerdings auch 
die Anmerkungen im Anhang des Bu¬ 
ches, die allein 80 Seiten füllen. 

Schwerpunkte sind u.a. die Auswirkun¬ 
gen der Nazi-Ideologie im nördlichen 
Schleswig-Holstein, ob es sich um die 
Gestapo in Kiel oder Flensburg handelt, 
um Soldaten der Marinestützpunkte, um 
den Widerstand an der deutsch-däni¬ 
schen Grenze oder die turbulente Zeit 
zum Kriegsende, als Flensburg zur letz¬ 
ten Station der Nazis unter Dönitz wurde 
und in der buchstäblich noch in letzter 
Minute Todesurteile vollstreckt wurden. 

Professor Paul folgt nicht nur den Spuren 
der Opfer, sondern vor allem denen der 
Täter, die mit Hilfe von CDU und FDP 
Regierungsämter übernahmen oder 
wieder Richter, Staatsanwälte und Hoch¬ 
schullehrer wurden. Dabei war es 
keineswegs notwendig, falsche Namen 
anzunehmen, wie im Falle des Euthana¬ 
sie-Arztes Heyde/Sawade. Schleswig- 
Holstein braunumschlungen! 

Gute Dienste tut sicherlich auch des 
Geographische Register - Neugierige 
können “mal eben” nachgucken, was denn 
in ihrem Heimatort, in Geestacht, dem 
kleinen Ort Appen oder auf Fehmarn ge¬ 
schehen ist. 

Das Buch ist empfehlenswert, auch wenn 
es uns als Mitglieder der VVN-BdA natür¬ 
lich betroffen (und manchen wohl auch 
ärgerlich) macht, dass ein Mitglied der 
VVN im Zusammenhang mit der Ausstel¬ 
lung eines “Persilscheines” bei der Ent¬ 
nazifizierung eines Nazi-Täters auftaucht, 
weil sich gerade die VVN am konsequen¬ 
testen für die exakte Durchführung der 
Entnazifizierung eingesetzt hat. 



XIX Der Preßlufthammer verlangt viel Kraft. 
Anton Jez erkannte den Abgebildeten: »Das 
ist mein Mitschüler Marjan Ogrizek aus 
Ljubljana. Er arbeitete mit dem Preßluft¬ 
hammer. Er war ein Athlet, ein Turner und 
ein ausgezeichneter Sänger. Er war von der 
Arbeit so geschwächt, daß er am Befreiungs¬ 
tag in Allach starb. Er war so jung wie ich, 
und so jung wie mein Schlafkamerad im KZ 
Aufkirch, Bojan Princ, der am gleichen Tag 
wie Ogrizek in Allach starb. Als ich zum 
ersten Mal die Abbildung sah, rief ich laut: 
Das ist Marjan!« 


XIII Die Kipploren mußten zum 
Seeufer geschoben und das auf¬ 
geladene Material ausgekippt 
werden. Wenn eine Lore entglei¬ 
ste, was häufig geschah, mußte 
sie auf Kommando gemeinsam 
wieder auf die Schienen gehoben 
werden. 


XII »Da oben stimmt etwas 
nicht.« — und schon brach die 
Decke nach unten und begrub 
einen armen Häftling. »Ist er tot?« 
»Zum Glück ist er nur schwer 
verletzt, sein Schlüsselbein und 
einige Rippen sind gebrochen.« 
So geschah es dem Kameraden 
Danilo Fajdiga. Der Verunglück¬ 
te wurde von seinen Kameraden 
bergauf zum Revier im Lager ge¬ 
tragen. Viele fanden den Tod 
durch Felsabbrüche im Stollen. 


Seit über 20 Jahren beschäftigt sich Oswald Burger mit der Dokumenta¬ 
tion der Geschichte des KZ-Dachau-Außenlagers Überlingen am Boden¬ 
see, dem Leben und Sterben der dort in den Stollenanlagen geschunde¬ 
nen Häftlinge. Im vergangenen Herbst erschien nun die vierte Auflage 
der von ihm verfassten Broschüre „Der Stollen“, die gegenüber den 
vorhergehenden Editonen um eine Totenliste und um die auf mehreren 
Farbseiten reproduzierten Karten des von dem ehemaligen jugos¬ 
lawischen KZ-Häftling Boris Kobe kurz nach seiner Befreiung gestalte¬ 
ten „Lagertarock“-Kartenspiels erweitert wurde (unser Bild: drei Karten 
zur Zwangarbeit in Überlingen). Der „Lagertarock“ war vom Künstler 
nicht als tatsächliches makabres Kartenspiel gedacht, sondern als 
Metapher für die gerade erlebte grausame Wirklichkeit (die Broschüre 
„Der Stollen“ kann bezogen werden über: Oswald Burger, Seubertweg 
12, 88662 Überlingen). 


Ein großer Vorteil dieses Buches ist 
seine Lesbarkeit. Gerhard Paul ver¬ 
meidet bei aller Wissenschaftlichkeit 
die akademische Sprache, vielmehr 
erzählt er gründlich recherchierte Tat¬ 
sachen im Stil eines literarischen Jour¬ 
nalisten. 


Marianne Wilke, VVN-BdA Schleswig- 
Holstein 

Gerhard Paul, Landunter - Schleswig- 
Holstein und das Hakenkreuz, Verlag 
Westfälisches Dampf boot Münster, 2001, 
512 S., 35,- EUR. 
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D rei neuere Buchveröffentlichungen 
machen - von ganz unterschiedli¬ 
chen Ansätzen ausgehend - historisch 
Interessierte mit bündnispolitischen Strö¬ 
mungen und Widersprüchen sozialisti¬ 
scher und kommunistischer Politik vor und 
nach der Machtübernahme des deutschen 
Faschismus bekannt, mit damit verbun- 

Zwischen Revolution 
und Faschismus 

denen Lösungs- und Irrwegen. Interes¬ 
sant sind sie nicht zuletzt auch im Zusam¬ 
menhang heutiger „nationalrelovutionärer“ 
Demagogie mancher Neonazis, die sich 
teilweise auf dieses Erbe berufen. 

Beeindruckend durch seine Authentizität 
ist der großformatige, von Susanne Rö¬ 
mer und Hans Coppi herausgegebene 
Faksimileband „‘Aufbruch 1 . Dokumentati¬ 
on einer Zeitschrift zwischen den Fron¬ 
ten“. Enthalten ist der vollständige Reprint 
der zwölf Ausgaben der zwischen 1931 
und 1933 erschienen Publikation „Auf¬ 
bruch“ die am Anfang meist den Untertitel 
„Kampfblatt im Sinne des Leutnants a.D. 
Scheringer geschrieben von ehern. Offi¬ 
zieren u. nationalen Aktivisten“ und später 
„Zeitschrift für Wehrpolitik und Rüstungs¬ 
probleme, Fragen des Krieges, Kampf 
gegen den Faschismus“ führte. 

„Das ,Aufbruch‘-Projekt“, schreibt Hans 
Coppi in seinem Einleitungsaufsatz „‘Auf¬ 
bruch 1 im Spannungsfeld zwischen Natio¬ 
nalismus und Kommunismus - eine Zeit¬ 
schrift für Grenzgänger“, „war Teil eines 
widersprüchlichen Auseinandersetzungs¬ 
prozesses der KPD mit der NSDAP. Die¬ 
ser wurde bestimmt von teils sinnvollen, 
teils dogmatisch-naiven, teils von der dem 
Stalinisierungsprozess unterworfenen 
Komintern oktroyierten taktischen Einstel¬ 
lungen. (...) Statt eine Auseinanderset¬ 
zung mit dem nationalistischen, völki¬ 
schen, rassistischen und antisemitischen 
Gehalt der nationalsozialistischen Ideolo¬ 
gie zu führen sowie die antikapitalistische 
und zugleich antisozialistische Demago¬ 
gie zu entlarven, stellte sich die KPD 
streckenweise als die konsequentere na¬ 
tionale Interessenvertreterin dar. Die 
internationalistische Partei erschien 
streckenweise in einem eigentümlich 
nationalbolschewistischen Gewand.“ 

Coppi, der in seinem Text auch die „Auf- 
bruch“-Protagonisten Richard Scheringer 
und Beppo Römer (der mit einer Reihe 
von Kampfgefährten 1944 von den Nazis 
hingerichtet wurde) mit biographischen 
Exkursen würdigt, kommt bei aller Kritik 
an deren politischen Positionen in der 
damaligen Zeit bei der Bewertung der 
„Grenzüberschreiter“ von rechts nach links 
zum Resümee: „Ihr Mut und ihre Konse¬ 
quenz verdienen Respekt. Die meisten 
von ihnen blieben in der NS-Zeit ihrer 
antifaschistischen Überzeugung treu.“ 

Susanne Römer, Hans Coppi (Hrsg.), 





„Aufbruch" 

Dokumentation 
einer Zeitschrift 
zwischen den Fronten 

Mi» Vorworten von 
Peter Steinbach und 
Susanne Römer 

Einführender 
Kommentar von 
Hans Coppi 

Namenregister von 

Susanne Römer Susanne Römer, Hans Coppi (Hrsg.) 

2223 

„Aufbruch“. Dokumentation einer Zeit¬ 
schrift zwischen den Fronten, Verlag 
Dietmar Fölbach, Koblenz, 384 S., 38,- 
EUR, ISBN 3-923532-70-9 
* 


V on der Politik der KPD im Vorfeld und 
in den ersten Jahren nach der Macht¬ 
übernahme des Hitlerfaschismus handelt 
auch die von der „Gruppe Magma“ - ein 
Kürzel aus den Anfangsbuchstaben der 
Vornamen der fünf in Nordrhein-Westfa¬ 
len lebenden Autoren - erarbeitete Unter¬ 
suchung „...‘denn Angriff ist die beste Ver¬ 
teidigung 1 . Die KPD zwischen Revolution 
und Faschismus.“ Auch hier wird der Ver¬ 
such der Partei, nationalistische Positio¬ 
nen zu übernehmen, in der Hoffnung, so 
den Faschismus mit seinen eigenen Ar¬ 
gumenten schlagen zu können, kritisch 
bewertet. 

Einer kritischen Wertung unterzogen wer¬ 
den aber auch die damalige sozialdemo¬ 
kratische Politik und - recht informativ - 
die kleinen linken Oppositionsparteien 
SAPD und KPDO, daneben die Positio¬ 
nen Leo Trotzkis zur Einheitsfront und 
zum Faschismus. In einem abschließen¬ 
den „Fazit in fünf Thesen“ wird vor allem 
der Faschismusbegriff derdamaligen KPD 
noch einmal hinterfragt, es wird jedoch 
auch festgehalten, dass die KPD nach 
1945 „bei ihren nationalistischen Mus¬ 
tern“ geblieben sei. Versöhnlicherweise 
allerdings haben die Autoren ihren The¬ 
sen ein Ernst-Bloch-Zitat vorangestellt: 
„Nicht um das Vergangene ist es zu tun, 
sondern um die uneingelöste Hoffnung im 
Vergangenen.“ 

Gruppe Magma, „...denn Angriff ist die 
beste Verteidigung“ - Die KPD zwi¬ 
schen Revolution und Faschismus, 
Pahl-Rugenstein Verlag Bonn, 296 S., 
18,40 EUR, ISBN 3-89144-263-7 

* 

A ls „Nationalrevolutionär“ bezeichnet 
und oft zu den „linken Leuten von 
rechts“ gezählt wird gerne auch Ernst 


Niekisch (1869 -1967). 1919 aktiv in der 
bayerischen Räterevolution , schließt er 
sich später der SPD an, tritt wieder aus, 
schafft sich schließlich vor 1933 seinen 
eigenen „Widerstandskreis“, der eine 
„Deutsche Revolution“ propagiert. Mit 
Flugschriften agiert der Kreis danach ge¬ 
gen die Nazis, 1939 wird Niekisch verhaf¬ 
tet und bis zur Befreiung 1945 ins Zucht¬ 
haus gesperrt. Danach versucht er zuerst 
in der DDR, später in der BRD Plattfor¬ 
men für seine „nationalrevolutionären“ 
Positionen zu finden. 

Mit diesen und ihrem völkischen und ras¬ 
sistischen Grundgehalt setzt sich Michael 
Pittwald in seiner Untersuchung „Ernst 
Niekisch. Völkischer Sozialismus, natio¬ 
nale Revolution, deutsches Endimperium“ 
ausführlich auseinander. Anhand der 
Veröffentlichungen von Niekisch zeich¬ 
net er das Bild eines zwar widersprüchlich 
argumentierenden, alles in allem aber 
extremen Nationalisten, dessen Kampf¬ 
ziel ein „weißes Europa“ unter deutscher 
Führung ist. Kein Wunder, dass seit ge¬ 
raumer Zeit in der so genannten Neuen 
Rechten, aber auch in vielen anderen 
neofaschistischen Zusammenhängen die 
Niekisch-Rezeption en vogue ist. Hat man 
mit ihm doch auch noch einen durch seine 
Verfolgung in der NS-Zeit quasi unver¬ 
dächtigen Stichwortgeber. 

„Die nationalrevolutionäre Theorie Nie- 
kischs“, so Michael Pittwald, „ist eine 
besonders extreme Variante des Faschis¬ 
mus. (...) Die Widerstandsideologie ist 
das radikalste Beispiel für ein an der 
Arbeiterbewegung orientiertes völkisches 
Konzept“. 

Michael Pittwald, Ernst Niekisch, Völ¬ 
kischer Sozialismus, nationale Revo¬ 
lution, deutsches Endimperium, Papy- 
Rossa Verlag Köln, 355 S., EUR 20,50, 
ISBN 3-89438-231-7 

„Streiflichter“: Euthanasie 

S chwerpunktthema des Heftes 6 der 
“Streiflichter aus Verfolgung und Wi¬ 
derstand 1933-1945” ist die Geschichte 
der Opfer des NS-Euthanasie im Land¬ 
kreis Ludwigsburg. Erstmals wird hiermit 
ein bislang regional weitgehend vernach¬ 
lässigter Aspekt der Naziverbrechen in 
diesem Landkreis umfassend dargestellt. 
Oberbürgermeister Dr. Christoph Eichert 
betont in seinem Geleitwort zu dem Heft, 
dass es den Autoren wieder gelungen 
sei, reichhaltiges und teilweise wenig 
zugängliches Material zu sammeln und 
öffentlich zu machen. Gewidmet ist das 
Heft 6 der “Streiflichter” dem Gedenken 
an den kommunistischen Stadtrat Wil¬ 
helm Bader aus Ludwigsburg, der am 10. 
März 1945 im Konzentrationslager Dach¬ 
au umkam. 

Zu beziehen ist das Heft 6 der “Streif¬ 
lichter” über: VVN/BdA Baden-Würt¬ 
temberg, Böblinger Str. 195, 70199 
Stuttgart; Heftpreis einschl. Zustel¬ 
lung: 5,77 EUR. 
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V on über 20 Jahren Konservatismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Rechtsext¬ 
remismus in Osthessen handelt die 300 
Seiten umfassende Dokumentation 
„Deutschlands Mitte - aber rechts 
daneben!“, die vonTimo Schadt und Kathy 

Deutschlands Mitte, 
aber rechts daneben 

Seewald herausgegeben wurde. Vorge¬ 
stellt werden rechtsextreme und erzkon¬ 
servative Personen und Organisationen 
sowie deren Treffen in der geografischen 
Mitte Deutschlands. 

Reaktionäre Gruppen wie der „Rhönkreis“ 
oder der „Petersberger Kreis“, aber auch 
Treffen ehemaliger Angehöriger der Waf¬ 
fen-SS in Bad Hersfeld in den achtziger 
Jahren, der Neonaziaufmarsch 1993 in 
Fulda, alljährliche Zusammenkünfte der 
Wiking-Jugend in der Rhön, Zusammen¬ 
künfte rechter Sammel- und Splittergrup¬ 
pen, aber auch manche bundesweit orga¬ 
nisierte messen und Kongress ließen 
Osthessen beis zum Ende des letzten 
Jahrhunderts als zentralen Schauplatz für 
Neonazis und Ewiggestrige erscheinen. 

Oft wurden sie von der Kommunalpolitik 
geduldet oder sogar unterstützt. Die Lo¬ 
kalpresse schwieg oder machte sie erst 
hoffähig und wählbar. 

Nicht nur gute Autbahnanbindungen, auch 
hier ansässge in „alter Tradition“ stehen¬ 
de Personen und Gruppen verhalten 
„Deutschlands Mitte“ zu zweifelhaftem 
Ruhm. Darüber informiert diese Publikati¬ 
on, die zu weiterem Widerstand anregen 
will. 

Deutschlands Mitte - aber rechts 
daneben! kann für 12,50 EUR + 1,50 
EUR Versandkosten bestellt werden 
im Internet unter www.maus-ver- 
sand.de oder postalisch bei der Materi- 
alAuswahl Umweltschutz (MAUS), 
Hersfelder Str. 3,36272 Niederaula, Fax 
06625/91 92 97. 

* 

Unbelehrbar auf 
Wahrheit beharrend 


P aula und Hans Rueß, beide aktiv im 
antifaschistischen Widerstand und von 
den Nazis verfolgt, fanden nach Krieg und 
Befreiung in Esslingen zueinander. Die 
Lebensläufe der beiden (Hans ist 1974, 
Paula 1980 verstorben; im Januar 2001 
wäre Hans, im Mai 2002 Paula 100 Jahre 
alt geworden), schildert Friedrich Pospiech 
unter dem Titel „Unbelehrbar auf der Wahr¬ 
heit Beharrende...“ anhand zahlreicher 
Dokumente, Zeitungsausschnite und ei- 
generTextederGewürdigten. Hans Rueß 
war vor 1933 Stadtrat der KPD in Esslingen 
und Redakteur der „Süddeutschen Arbei- 



ler gegen den Faschismus 
i contre le fascisme 

_ la/ic 


aarlände 

Sari 


■mi 


Luitwin Bies 


Widerstand an der Grenze 
Des deux cötes d'une frontiere 


Titelseite des zweisprachig Deutsch und Französisch edierten, von Luitwin Bies 
verfassten Buches über Saarländer und Lothringer gegen den Faschismus 1933 
-1945 (die Übersetzung ins Französische besorgte Gabriel Becker). Im Vorwort 
zu dem reich illustrierten Band schreibt der ehemalige saarländische Minister¬ 
präsident Reinhard Klimmt. „Luitwin Bies zeigt an Beispielen die Arbeit der 
Widerstandsgruppen in der Grenzregion, rekonstruiert an Gerichts- und Polizei¬ 
akten, aus privaten Quellen und aus der Literatur das Schicksal einzelner 
Personen und das der Gemeinschaften, denen sie angehörten. Es ist - wie an 
vielen anderen Orten auch - ein Bericht über Verfolgte und ihre Verfolger, über 
Mut und Feigheit, über Solidarität und Verrat.“ Klimmt weist hin auf heutigen 
Rassismus und Nationalismus und betont: „Deshalb ist Erinnern wichtig, auch 
wenn die Erinnerung weh tun mag und manch einer von diesen Zeiten -,alles so 
lange her 1 - nichts mehr hören möchte.“ - Das Buch „Widerstand an der Grenze“ 
kann für EUR 11,80 + 2 EUR Versankosten bezogen werden beim Blattlaus 
Verlag, Försterstr. 22, 66111 Saarbrücken, Tel. 0681/37 21 75, Fax 0681 /37 45 79, 
eMail: Blattlaus@t-online.de. 


terzeitung“. Von den Nazis wurde er in die 
Konzentrationslager Heuberg, Kuhberg, 
Dachau und Buchenwald verschleppt. In 
Buchenwald war er Verbindungsmann zu 
den französischen Häftlingen und an der 
Selbstbefreiung des Lagers beteiligt. 

Nach 1945 wirkt er am Wiederaufbau der 
Gewerkschaften, wird Vorstandsmitglied 
im baden-württembergischen DGB und 
bis zum KPD-Verbot 1956 Stadtrat und 
landtagsabgeordneterfürseine Partei. Von 
1959 bis 1971 vertritt er die Freie Wähler¬ 
vereinigung Esslingen im Gemeinderat. 

Paula Rueß musste 1933 vor den Nazis 
ins Ausland fliehen, kämpft in den Reihen 
der Resistance in Frankreich. 1943 wird 
sie von der Gestapo verhaftet und schlie ß- 
lich bis zur Befreiung im KZ Ravensbrück 
eingesperrt. Auch sie engagiert sich 
danach sofort wieder auf verschiedenen 
gesellschaftlichen Ebenen, unter ande¬ 
rem in der VVN und in dem von ihr mit 
begründeten Demokratischen Frauen¬ 


bund Deutschlands (DFD). In seinem Ge¬ 
leitwort zu dem Buch schreibt der VVN- 
BdA-Ehrenvorsitzende Alfred Hausser: 
„Keiner dieser aufrechten Menschen weilt 
mehr unter uns. An sie alle, die unver¬ 
gesslichen Weggefährtinnen und - 
gefährten von Hans und Paula, besonders 
aber an Hans und Paula selbst erinnert 
dieses Buch, das ich allen an geschichtli¬ 
chen Fakten und Zusammenhängen Inte¬ 
ressierten - vor allem natürlich der Ju¬ 
gend - als Lektüre empfehle. 

Als Aufruf zum Widerstand gegen Neofa¬ 
schismus, Fremdenhass und Rassismus 
in allen seinen Formen, als Anregung zum 
Kampf für Frieden und demokratischen 
Fortschritt in internationaler Solidarität.“ 

Friedrich Pospiech, Unbelehrbar auf 
der Wahrheit Beharrende...Paula und 
Hans Rueß. Zwei Leben im Widerstand 
gegen Krieg und Faschismus, Pahl- 
Rugenstein Verlag Bonn, 260 S., 15 
EUR 
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Liebe Kameradinnen 
und Kameraden, 
liebe Freundinnen 
und Freunde, 


die Vereinigung mit unserem Bruderver¬ 
band im Osten des Landes, dem VVdN- 
BdA, geht mit Riesenschritten vorwärts. 

Es sind zwar immer noch nicht alle Ängs¬ 
te, Bedenken, Sorgen und Kritik ausge¬ 
räumt, und doch ist auch viel Hoffnung, 
Begeisterung und Neugier spürbar. Den 
Einen geht es viel zu schnell, den Ande¬ 
ren nicht schnell genug voran. 

Soll jedes schale Gefühl beseitigt wer¬ 
den, jedes Unbehagen und jeder Zweifel 
ausgeräumt werden, würden wir noch ein 
Jahrzehnt brauchen, bis wir den politisch 
und organisatorisch notwendigen Prozeß 
beenden können. 

Es helfen uns nicht dumme Ungeduld, 
aber auch keine überzogene Angst, den 
Überblick für das sofort Unabdingbare 
und für das später Nachholbare zu behal¬ 
ten. 

Eine Vereinigung nach dem Motto: “Au¬ 
gen zu und durch” wird scheitern. Es 
müssen überschaubare Strukturen auf¬ 
gebaut, durchführbare Absprachen, klare 
Zeitvorgaben gemacht werden. 

Beide Organisationen brauchen Men¬ 
schen, welche die Vereinigung anpacken, 
fort- und zu Ende führen. Guter Wille und 
Überzeugung werden gebraucht. 

Vor allem benötigen wir für diese gute 
Sache aber auch Geld und einen langen 
Atem. Wenn ersteres genügend vorhan¬ 
den ist, geht den Akteuren nicht so schnell 
der Atem aus. Die Lust, an der Sache zu 
arbeiten, wird ohne das notwendige Fi¬ 
nanzpolster all zu schnell vergehen. 

Unterstützt uns deshalb mit einem ge¬ 
rechten Beitrag und mit vielen Spenden. 
Darum bitte ich auch heute herzlich. 

Euer/Ihr Heinz A Siefritz, 
Bundeskassierer 


VVN/Bund der Antifaschisten, Frauenlobstr. 24, 80337 München 
Deutsche Post AG, PVSt, Entgelt bezahlt, H 11136 F 


Antifaschistischer Zukunftsfonds 

Im Oktober dieses Jahres schließen sich die beiden ältesten antifaschis¬ 
tischen Organisationen aus den alten und neuen Bundesländern - VVN- 
BdA und VVdN-BdA - zu einer gemeinsamen und generationenüber- 
greifenden Organisation zusammen. 

Mit dieser Vereinigung startet eine größere Gemeinschaft von Antifaschist¬ 
innen und Antifaschisten, ehemaligen Widerstandskämpfern, NS-Ver- 
folgten und Naziopfern sowie deren Hinterbliebenen in eine neue Zukunft. 
Mit der Bündelung unserer Kräfte gewinnen wir neue Perspektiven für die 
antifaschistische Arbeit. 

Wir wollen die Traditionen und das Vermächtnis des antifaschistischen 
Widerstandes erhalten und weitergeben. Angehörige der neuen Genera¬ 
tionen gehören bereits zu uns. Weitere wollen wir gewinnen. 

Vor uns stehen noch immer große Aufgaben: Die Gefahren neofaschis¬ 
tischer, rassistischer, antisemitischer und nazistischer Entwicklungen, 
Erscheinungen und Umtriebe müssen bekämpft und überwunden werden 

Dazu brauchen wir Hilfe und nicht zuletzt auch materielle Unterstützung. 
Zu diesem Zweck haben wir einen antifaschistischen Zukunftsfondsein¬ 
gerichtet. 

Wir rufen dazu auf, 

die Vereinigung unserer Organisationen, 
den Start in eine neue Etappe unserer Arbeit, 
unser Wirken für eine humane und friedliche Gesellschaft 
mit einer einmaligen oder regelmäßigen Spende an den antifaschis¬ 
tischen Zukunftsfonds zu unterstützen. 

Antifaschistischer Zukunftsfonds: 

Konto 4225880400 bei der Berliner Bank, BLZ 100 200 00 

Eingerichtet wurde der antifaschistische Zukunftsfonds von der VVN-BdA 
und dem VVdN-BdA. Beide sind als gemeinnützige Organisationen 
anerkannt. Spenden sind deshalb auch steuerbegünstigt. Eine Spenden¬ 
quittung kann angefordert werden vom Büro der VVN-BdA, Rolandstr. 16, 
30161 Hannover oder vom VVdN-BdA, Franz-Mehring-Platz 1, 10234 
Berlin. 


Wir danken unseren Spenderinnen und 
Spendern. Von Januar bis März 2002 
wurden gespendet: 

Herta Brich, Weiden 15,33 EUR 

Renate Müller, München 46,02 EUR 
Martin Ermer, Veitsbronn 51,13EUR 
Gesa Metzger, Wedel 75,00 EUR 
Anna Seehof, Möglingen 76,69 EUR 
Manfred Kays, Braunschweig 255,65 EUR 
Carsten Meier, Braunschweig 255,65 EUR 
Michael Rose, Stade 255,65 EUR 
Helge Heyn, Stade 51,13 EUR 

Ulla Jelpke, Berlin 76,95 EUR 

Margarete Futran, Krailling 50,00 EUR 


VVN/BdA KV München (f. “ar”) 

204,52 EUR 

Hans Lehner, München 25,00 EUR 
Willi u. Herta Beiz 15,00 EUR 

Dr. Gebhard Kraft, Hamburg 30,00 EUR 
Hartmut Weidler, Nürnberg (f. “ar”) 

100,00 EUR 

Hans Bleisteiner, Nürnberg 6,40 EUR 
Stefan Grodszinski, Magstadt (f. Jugend¬ 
camp) 50,00 EUR 

Roswitha u. Friedrich Schindele, Lands¬ 
hut 100,00 EUR 

Anita Hollstein, Düsseldorf 50,00 EUR 
VVN/BdA KV Peine 200,00 EUR 

Georg Gumpert, Bremen 50,00 EUR 


Konto Nr. 

54 37 73 600 
Postbank Frankf/M., 
BLZ 500 100 60 










